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Präambel 

Der BFW bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur 

Stärkung des Wohngeldes (WoGStärkG). 

 

Mit dem Gesetz zur Stärkung des Wohngeldes werden Haushalte mit niedrigem Einkommen 

stärker als bisher entlastet. Dies ist positiv, weil das Leistungsniveau seit der letzten gesetzlichen 

Anpassung und die Reichweite des Wohngeldes nicht mehr ausreicht, um die 

wohnungspolitischen und sozialen Zielstellungen des Wohngeldes zu erreichen. 

 

Dennoch werden die mit dem Gesetzentwurf avisierten Ziele nur teilweise erreicht, weil die 

zugrundeliegenden Mietbelastungen gem. § 9 WoGG und Höchstbeträge gem. § 12 WoGG 

lediglich unvollständig erfasst werden. Die mit den Mietenstufen einhergehende Pauschalierung 

geht zu Lasten der Zielgenauigkeit.  

 

Daneben fehlt die jährliche Dynamisierung des Wohngeldes, obwohl absehbar ist, dass die 

Wohnkosten und die Verbraucherpreise auch in Zukunft deutlich steigen werden.  

Hierdurch nimmt die Leistungsfähigkeit des Wohngeldes wie bereits in der Vergangenheit 

schrittweise bis zur nächsten gesetzlichen Überprüfung und Anpassung weiter ab. 

Einkommensanstiege, die nur die Verbraucherpreisentwicklung ausgleichen, führen dann 

weiterhin zu einer Reduktion oder dem Verlust des Wohngeldanspruchs. Dies widerspricht der 

gesetzlichen Zielsetzung und ist im Ergebnis unsozial, weil für viele Haushalte eine 

Unterstützung bei den Wohnkosten durch Wohngeld (gegebenenfalls in Kombination mit dem 

Kinderzuschlag) dann nicht mehr ausreicht, um ihren Lebensunterhalt mit eigenem Einkommen 

decken zu können. Obwohl sozialpolitisch nicht erwünscht, wechseln dann sehenden Auges 

wieder Jahr für Jahr Haushalte vom vorrangigen Leistungssystem Wohngeld in nachrangige 

Systeme der Grundsicherung. Dies darf so nicht bleiben.  

 

Die Reform des WoGG bietet vielmehr die Chance, die Eigenverantwortung der betroffenen 

Menschen für Lebensführung, Berufstätigkeit und effizienten Wohnkonsum zu erhalten und zu 

stärken. Der Entwurf muss daher insbesondere in Bezug auf Zielgenauigkeit, Dynamisierung und 

Klimakomponente nachgebessert werden, damit bezahlbares Wohnen für bedürftige Menschen 

keine leere sozialpolitische Floskel bleibt. Hierdurch werden Risiken für Mietausfälle und sozial 

bedingte Mieterfluktuation reduziert und die Stabilität sozial durchmischter Quartiere gestärkt.  

 

 

Im Einzelnen  

 

Berechnung der Mietbelastung auf der Grundlage der Gesamtmiete gem. § 9 WoGG 

Die Heizkosten, die Kosten für die Erwärmung von Wasser und die Kosten für die gewerbliche 

Wärmelieferung sind ein elementarer Bestandteil der Wohnkosten. Sie sind zudem in den 

letzten Jahren weitaus stärker angestiegen als die Grundmieten und machen einen steigenden

Anteil an den gesamten Wohnkosten („zweite Miete“) aus. Dieses Missverhältnis zwischen 

Grundmiete und Nebenkosten verschärft sich für bedürftige Mieter, weil sie tendenziell eher i

unsanierten, also weniger energieeffizienten Gebäuden mit entsprechend geringeren 
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Grundmieten wohnen. Es wird daher vorgeschlagen, die Gesamtmiete (Grundmiete zzgl. kalte 

und warme Nebenkosten) zur Berechnung der relevanten Mietbelastungen heranzuziehen. Der 

Berechnungsausschluss gem. § 9 Abs. 2 Nr. 1, Nr. 2 WoGG ist zu streichen. Daneben sollte der 

Begriff „Umlagen“ in § 9 Abs. 1 WoGG durch den im Mietrecht gebräuchlichen Begriff Betriebs- 

und Heizkosten ersetzt werden.  

Hieraus ergibt sich nachfolgender Formulierungsvorschlag für § 9 WoGG 

(1) Miete ist das vereinbarte Entgelt für die Gebrauchsüberlassung von Wohnraum auf Grund 
von Mietverträgen oder ähnlichen Nutzungsverhältnissen einschließlich Umlagen Betriebs-und 
Heizkosten, Zuschlägen und Vergütungen. 

(2) Bei der Ermittlung der Miete nach Absatz 1 bleiben folgende Kosten und Vergütungen außer 
Betracht:  
1. Heizkosten und Kosten für die Erwärmung von Wasser, 
2. 1. Kosten der eigenständig gewerblichen Lieferung von Wärme und Warmwasser, soweit sie 
den in Nummer 1 bezeichneten Kosten entsprechen, 
3. 1. die Kosten der Haushaltsenergie, soweit sie nicht von den Nummern 1 und 2 erfasst sind, 
4. 2. Vergütungen für die Überlassung einer Garage sowie eines Stellplatzes für Kraftfahrzeuge… 

Mietenstufen und Höchstbeträge für Mieten und Belastungen gem. § 12 Abs. 1, Abs. 5 WoGG-

E, Anlage-E 

1) Erweiterung der Mietenstufen

Sieben statt wie bisher sechs Mietenstufen können wegen der damit einhergehende Zuordnung 

pauschalierter Höchstbeträge nur sehr bedingt der immer stärkeren Mietenspreizung und der 

Heterogenität der relevanten Teilmärkte gerecht werden. 

7 Mietenstufen sind daher für die Zielgenauigkeit zur Berechnung des Wohngeldes nicht 

ausreichend. Es sollte daher geprüft werden, ob das Mietenniveau einer jeden Mietenstufe 

(Spanne von 10 %) zum Beispiel auf 5 % reduziert werden kann. Hieraus ergibt sich dann eine 

entsprechende Erhöhung der Anzahl relevanter Mietenstufen mit den entsprechenden 

Höchstbeträgen.  

2) Teilmarktbezogene Zuordnung von Mietenstufen 

Die Pauschalierung der Höchstbeträge für Gesamtgemeinden führt dazu, dass die relevante 

Mietbelastung und die Höchstbeträge für potentielle Wohngeldempfänger nicht mehr zielgenau 

genug bestimmt werden können. Dies gilt insbesondere für Großstädte. Diese weisen innerhalb 

der Gesamtgemeinde eine Vielzahl unterschiedlicher Teilmärkte mit einer sehr breiten Spanne 

an durchschnittlichen Mieten aus. Unterscheiden sich daher die Verhältnisse bestimmter 

Teilmärkte in einer Gemeinde deutlich vom restlichen Gemeindegebiet, ist es daher auch 

sachgerecht, für diese Teile der Gemeinde auch eine eigene Mietenstufe festzulegen. 

Sozialrechtliches Ziel muss es sein, dass Teilmärkte, die einen homogenen Lebens- und 

Wohnbereich abbilden, auch separat erfasst werden. Nur dann bleibt die Zielgenauigkeit der 

Wohngeldberechnung trotz gesetzlich erforderlicher Vereinfachung erhalten. Besonders 

deutlich wird es zum Beispiel in einer Großstadt wie Berlin, für die stadtweit für alle Stadtbezirke 

eine einheitliche Mietenstufe IV ausgewiesen wird. Diese Pauschalierung hat mit einer 
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sachgerechten Differenzierung unterschiedlicher Lebens-und Wohnbereiche nichts zu tun. 

Stattdessen ist es sachgerecht, wenigstens nach Stadtbezirken zu differenzieren. Hierdurch wird 

auch dem Vereinfachungsgrundsatz ausreichend Rechnung getragen. Fehlt diese erforderliche 

Differenzierung werden die Mietenstufen und Höchstbeträge zur reinen Berechnungsgröße 

ohne sozialrechtlich ausreichende Aussagekraft (siehe auch BSG, 30.01.2019, B 14 AS 41/18 R 

und weitere).  

Die Zuordnung von Mietenstufen mit den jeweiligen Höchstbeträgen müssen daher in Bezug auf 

die ausgewiesenen Gemeinden teilmarktbezogen überarbeitet werden. Hierbei ist die 

sozialrechtlich notwendige Differenzierung nach relevanten Teilmärkten mit der erforderlichen 

gesetzlichen Vereinfachung in Einklang zu bringen. 

Klimakomponente gem. § 12 Abs. 1 WoGG-E 

Die Höchstbeträge gem. § 12 Abs. 1 WoGG sollten um eine pauschalierte Klimakomponente 

erhöht werden, soweit bestimmte energetische Standards für das betreffende Gebäude erfüllt 

sind. Teilhabe am gesamtgesellschaftlichen Fortschritt für breite Bevölkerungsgruppen wird 

hierdurch unterstützt. Maßstab für die jeweilige Pauschale können die energetischen Standards 

gem. EnEV sowie erfüllte Anforderungen der KfW sein, denen die entsprechenden Pauschalen 

(Klimakomponenten) zugeordnet werden. Die sachgerechte Bestimmung der Pauschalen für die 

Berücksichtigung der Klimakomponenten ist vorab gutachterlich zu untersuchen.  

Höhe des Wohngeldes gem. § 19 WoGG 

Der Transferentzug, also die Kürzung des Wohngelds, bei einem Einkommenszuwachs ist 

unverhältnismäßig hoch. Dies kann wiederum den Anreiz zur Steigerung des Arbeitseinkommens 

senken (siehe auch Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats beim BMWi vom 17.07.2018, Seite 

12). Um derartige Missverhältnisse zu vermeiden, sollte daher geprüft werden, inwieweit die 

Formel gem. § 19 Abs. 1 WoGG angepasst werden kann. 

Jährliche Anpassung gem. § 39 Abs. 1 WoGG-E 

Die gesetzliche Anpassungsklausel gemäß § 39 WoGG-E, in der nunmehr klargestellt wird, dass 

die im zweijährigen Turnus durchzuführende Überprüfung des Wohngeldes bei Bedarf mit einer 

zeitnahen Anpassung einhergeht, stellt lediglich noch einmal klar, worin der denklogische Sinn 

einer Überprüfung des Wohngeldes besteht. Dies allein schafft jedoch noch keinen sozialen 

Mehrwert. Einher geht diese rein redaktionelle Klarstellung im Übrigen mit neuen 

klarstellungsbedürftigen Begriffen wie „Bedarf“ und „zeitnahe Anpassung“, weil nicht klar ist, 

unter welchen Prämissen ein Anpassungsbedarf definiert wird und in welchem Zeitraum es sich 

um eine zeitnahe Anpassung handelt.  

Zielführender ist es vielmehr, den zweijährigen Überprüfungsturnus kritisch zu hinterfragen. 

Denn es ist nachgewiesen, dass sich die Entlastungswirkung des Wohngeldes seit der letzten 

WoGG-Reform durch die Einkommens- und Wohnkostenentwicklung Jahr für Jahr deutlich 
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verringert hat. Hierdurch fallen jedes Jahr immer mehr Haushalte aus dem Wohngeldbezug 

heraus oder/und sind auf Leistungen der Grundsicherung angewiesen.  

Da das Wohngeld nicht wie die Regelbedarfe der Grundsicherungsleistungen jährlich angepasst 

wird, wechseln Jahr für Jahr Haushalte vom vorrangigen Leistungssystem Wohngeld in 

nachrangige Systeme der Grundsicherung, mit denen das Existenzminimum gesichert wird. 

Das heißt, obwohl also Mieter objektiv betrachtet eigentlich anspruchsberechtigt wären, ent-

fällt der Leistungsanspruch, weil das Gesetz die Obergrenzen in Bezug auf Höchstbeträge für 

Mieten und Belastungen, Mietenstufen und Einkommen nicht aktuell nachjustiert. 

Es ist daher sozial und auch insbesondere gesetzessystematisch geboten, die gesetzliche 

Anpassungsklausel im Kontext des Sozialrechts und insbesondere im Kontext der Leistungen im 

Rahmen der sozialen Grundsicherung zu bewerten, in der bereits jetzt eine jährliche Anpassung 

an die geänderten Verhältnisse vorgesehen ist. 

Dementsprechend ist das Wohngeld jährlich zu dynamisieren oder zumindest in der 

Anpassungsklausel gem. § 39 WoGG eine jährliche Überprüfungs- und Anpassungspflicht

gesetzlich zu normieren. 
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Stellungnahme  
zum Referentenentwurf des 
Bundesministeriums des Innern,  
für Bau und Heimat zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Stärkung des Wohngeldes 
(Wohngeldstärkungsgesetz – WoGStärkG) 

Vorbemerkung 

Der DCV begrüßt das Vorhaben, das Wohngeld als vorgelagertes Sicherungssystem zu stär-
ken. Mit dem vorgelegten Referentenentwurf wird das Wohngeld vier Jahre nach der letzten 
Reform angepasst. Die Angleichung erfolgt damit zwar schneller als in der Vergangenheit 
(1990, 2001, 2009 und 2016). Die immensen Preissteigerungen für Erst- und Wiedervermie-
tungen, die sich laut Begründung zwischen 2015 und 2017 auf 10 Prozent belaufen, wurden je-
doch nicht zeitnah ausgeglichen.  

Mit der Anpassung der Parameter der Wohngeldformel soll die Realwertsicherung erreicht und 
die Reichweite des Wohngeldes gestärkt werden. Die vorgesehene Anhebung der Höchstbe-
träge für Mieten und Belastungen nach Mietstufen sowie die Einführung einer neuen Mietstufe 
VII ist grundsätzlich zu begrüßen. Es ist jedoch zu bezweifeln, dass die Obergrenzen das Miet-
niveau realistisch abbilden. Das IWU Gutachten zu den Kosten der Unterkunft nach dem SGB 
II kommt zu dem Schluss, dass die tatsächliche Spreizung der Mieten beim Faktor 3,5 liegt,  
wohingegen der Referentenentwurf vom Faktor 1,87 ausgeht. 

1

Vorgesehen ist eine zeitnahe Anpassung des Wohngelds, jedoch keine Dynamisierung zu vor-
gegebenen Zeitpunkten. In der Gesetzesbegründung wird darauf hingewiesen, dass die Zahl 
der Wohngeldempfänger von 660.000 im Jahr 2020 auf 600.000 Haushalte im Jahr 2022 sin-
ken wird. Das Wohngeld kann seinen Zweck der wirtschaftlichen Sicherung angemessenen 
und familiengerechten Wohnens über 2020/22 hinaus aber nur dann erfüllen, wenn es regel-
mäßig und zeitnah an die Miet- und Einkommensentwicklung angepasst wird. 

1 BMAS (2017): Ermittlung der existenzsichernden Bedarfe für die Kosten der Unterkunft und Heizung in 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) und in der 
Sozialhilfe nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII), Forschungsbericht 478, S. 35. 
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Damit die Wohngeldbezieher besser von der Leistung profitieren, ist die Senkung der Transfer-
entzugsrate von 45 auf 40 Prozent vorgesehen, zudem wird eine Freibetragsregelung einge-
führt, die u. a. bürgerschaftliches Engagement honorieren soll. Diese Regelungen sind positiv 
zu bewerten. Darüber hinaus hat Bundesarbeitsminister Heil bei der Vorstellung seiner Grund-
rentenvorhaben Anfang Februar d.J. angekündigt, Verbesserungen im Wohngeld für  Senio-
renhaushalte vorzusehen. Mit einem pauschalen Freibetrag für Rentner und Rentnerinnen, die 
die Anspruchsvoraussetzungen der neuen Grundrente erfüllen, soll Altersarmut entgegen ge-
wirkt werden. Auch diese Regelung erscheint uns zielführend und wir erwarten, dass sie in das 
laufende Gesetzgebungsverfahren zum Wohngeld noch eingebracht wird.  

Versäumt wird im Referentenentwurf die Einführung einer Heizkostenkomponente, durch wel-
che die Preisentwicklungen in diesem Bereich transparent nachvollziehbar wären. Wün-
schenswert wäre es auch, wenn die Ergebnisse der BBSR-Machbarkeitsstudie zur Klimakom-
ponente geprüft und zeitnah umgesetzt würden. Um eine bessere Harmonisierung mit dem 
SGB II zu erreichen und Schnittstellenprobleme zu mindern sollte auch im Wohngeld die Be-
freiung von den Rundfunkbeitragspflichten sowie ein Erwerbstätigenfreibetrag vorgesehen wer-
den. Der Deutsche Caritasverband bedauert, dass die aufenthaltsrechtliche Unschädlichkeit 
des Wohngeldes im Gesetzentwurf erneut nicht geregelt wird. Problematisch ist auch, dass 
Schnittstellenprobleme, die durch die Unterhaltsvorschussreform und die Anrechnung von Un-
terhaltsvorschuss auf das Wohngeld offenkundig geworden sind und insbesondere Alleinerzie-
hende mit älteren Kindern finanziell schlechter stellen, nicht angegangen werden.  

Der DCV nimmt zu folgenden Punkten des Referentenentwurfs im Einzelnen Stellung: 

I. Wesentliche Regelungen 

Der Kern des Gesetzes betrifft die Anpassungen der Wohngeldformel, die Anhebungen des 
Leistungsniveaus und die Einführung einer Mietenstufe VII. Mit diesen Maßnahmen sollen die 
Reichweite des Wohngeldes und die Arbeitsanreize gestärkt werden. 

1. Anpassung der Parameter der Wohngeldformel, § 12 WoGG Ref-E und Anlage 1 zu 
§ 19 Absatz 1 

Referentenentwurf 

Die Anpassung der Parameter der Wohngeldformel basiert auf einem zweistufigen Verfahren: 
In einem ersten Schritt werden die Parameter an die voraussichtliche Entwicklung von Mieten, 
Verbraucherpreisen und Einkommen angepasst (Realwertsicherung). In einem zweiten Schritt 
werden die Parameter der Wohngeldformel so geändert, dass die Transferentzugsrate bezüg-
lich des Gesamteinkommens gesenkt wird. Die durchschnittliche Transferentzugsrate für be-
stehende Wohngeldhaushalte wird durch die Reform von rund 45 Prozent auf rund 40 Prozent 
gesenkt. 

Bewertung 

Der DCV begrüßt, dass die Realwertsicherung nach der Reform 2016 in einem kürzeren Zeit-
abstand erfolgt als dies bei den Wohngeldanpassungen in der Vergangenheit der Fall war. Die 
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Senkung der Transferentzugsrate im Rahmen der Anpassung der Wohngeldformel ist ebenfalls 
zu begrüßen. Damit wird erreicht, dass das Wohngeld z. B. bei 100 Euro Mehreinkommen statt 
um rund 45 Euro zukünftig nur um ca. 40 Euro sinkt. Somit verbleibt Wohngeldhaushalten von 
zusätzlich erwirtschaftetem Einkommen künftig etwas mehr. Die Änderung kann sich somit 
auch positiv auf den Anreiz zur Erwerbsarbeit auswirken.  

2. Regional gestaffelte Anhebung der Miethöchstbeträge zur Anpassung an die regi-
onal differenzierte Mietenentwicklung und Einführung einer Mietenstufe VII,§ 12 
Abs. 1 WoGG Ref-E 

Referentenentwurf 

Die Höchstbeträge für Miete und Belastung werden nach Mietenstufen differenziert angehoben, 
um die regional unterschiedliche Entwicklung der Mieten zu berücksichtigen. Die Anhebung er-
folgt in 

– Mietenstufe I um 8,2 Prozent 

– Mietenstufe II um 8,5 Prozent 

– Mietenstufe III um 8,9 Prozent 

– Mietenstufe IV um 10,0 Prozent 

– Mietenstufe V um 9,0 Prozent 

– Mietenstufe VI um 10,2 Prozent. 

Zudem wird für Gemeinden (ab 10 000 Einwohner) und Kreise (mit Gemeinden unter 10 000 
Einwohnern und gemeindefreien Gebieten) mit einem Mietenniveau von 35 Prozent und höher 
eine Mietenstufe VII eingeführt. Damit soll der immer stärkeren Mietenspreizung und besonders 
hohen Mietenniveaus von Kreisen und Gemeinden, die durch die bisherigen sechs Mietenstu-
fen nicht mehr sachgerecht abgebildet werden können, Rechnung getragen werden. Die 
Höchstbeträge der Mietenstufe VII liegen 10 Prozent oberhalb der Höchstbeträge der Mieten-
stufe VI. 

Bewertung 

Der DCV begrüßt die Erhöhung der Höchstbeträge und die Einführung einer neuen Mietenstufe 
VII angesichts der starken Spreizung der Mieten. Die Obergrenzen müssen jedoch das Mietni-
veau realistisch abbilden. Es bestehen Bedenken, dass mit der geplanten Höhe der Höchstbe-
träge das Mietniveau insbesondere in den Regionen mit überdurchschnittlichen Mietpreisen 
adäquat abgebildet wird. 
Der unterschiedlich starke Anstieg der Mieten und die Mietenspreizung in Deutschland müssen 
beim Wohngeld hinreichend berücksichtigt werden, damit es seine Funktion als vorgelagertes 
Sicherungssystem erfüllen kann. 
Der Referentenentwurf sieht zwar eine stärkere Spreizung der Werte der Höchstbetragstabelle 
aus § 12 WoGG vor (Faktor 1,87 statt bislang Faktor 1,67). Die Spreizung der Mieten wird da-
mit aber bei weitem nicht nachvollzogen. Ausweisliche des IWU-Gutachtens zu den Kosten der 
Unterkunft nach dem SGB II liegt die tatsächliche Spreizung bei dem Faktor 3,5.  2

2 BMAS (2017), S. 35 
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Lösungsvorschlag  

Es sollte daher geprüft werden, wie die Höchstbeträge im Wohngeld die tatsächliche Spreizung 
und Höhe der Mietniveaus realistisch abbilden können, so dass Wohngeldberechtigte nicht le-
diglich auf ein eingeschränktes Angebot auf dem Wohnungsmarkt verwiesen werden.   

3.  Neufestlegung der Mietenstufen, § 12 Abs. 4 WoGG Ref-E 

Referentenentwurf  

Um die Miethöchstbeträge an die regional unterschiedlichen Mietenentwicklungen anzupassen, 
sind die Mietenstufen nach § 12 Absatz 4 Satz 1 WoGG Ref-E bei jeder Anpassung der 
Höchstbeträge neu festzulegen. Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Stärkung des Wohngeldes 
werden die Mietenstufen auf den Mietenniveaus zu den Stichtagen 31. Dezember 2016 und 
31. Dezember 2017 beruhen (zwei aufeinanderfolgende Ergebnisse der jährlichen Wohngeld-
statistik für Dezember). 

Bewertung 

Der Deutsche Caritasverband sieht die Gefahr, dass durch die Einbeziehung der älteren Da-
tenbasis (Festlegungen auf der Grundlage von zwei aufeinanderfolgenden Ergebnissen der 
jährlichen Wohngeldstatistik) drastisch ausfallende Mietsprünge statistisch nivelliert werden. 
Die Einbeziehung der älteren Datenbasis  hätte in diesen Fällen zur Folge, dass das Wohngeld 
den tatsächlichen Entwicklungen hinterherhinkt.  

Lösungsvorschlag 

Der DCV schlägt vor, den aktuellen einjährigen Datensatz für eine Kontrollrechnung heranzu-
ziehen, um Abweichungen zwischen den zwei Berechnungsverfahren transparent zu machen. 
Im Falle von eklatanten Abweichungen schlägt der DCV vor, eine Härtefallregelung einzufüh-
ren, die sicherstellt, dass die Preisentwicklung hinreichend berücksichtigt wird. 

4. Regelmäßige Anpassung des Wohngeldes, § 39 Absatz 1 Satz 1 

Referentenentwurf 

Die regelmäßige Überprüfung des Anpassungsbedarfs des Wohngeldes (§ 39 WoGG) soll 
künftig auch bei Bedarf zu einer zeitnahen Anpassung des Wohngeldes führen. Durch die Er-
gänzung des § 39 Absatz 1 Satz 1 soll klargestellt werden, dass neben der regelmäßigen 
Überprüfung des Anpassungsbedarfs des Wohngeldes künftig ein Anpassungsbedarf auch in 
regelmäßigen Abständen zeitnah, das heißt zum Beispiel einmal pro Legislaturperiode, zu einer 
Anpassung des Wohngeldes führt. 

Bewertung 

Die Bestrebungen mit der erweiterten Anpassungsregelung in § 39, den Drehtüreffekt durch 
zeitnahe Anpassungen zu vermeiden, sind in der Tendenz positiv zu bewerten. Allerdings wird 
mit der geplanten Regelung keine echte Dynamisierung in Form eines Automatismus erreicht. 
Mit einer „zeitnahen“ Anpassung „bei Bedarf“ wird nicht sichergestellt, dass die Anhebungen 
des Wohngelds tatsächlich in der notwendigen Häufigkeit erfolgen. Die geplante Änderung ist 
zu unbestimmt. Zum einen ist fraglich, wann ein solcher „Bedarf“ angenommen wird, zum ande-
ren was unter „zeitnah“ zu verstehen ist. 
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In der Gesetzesbegründung wird ausgeführt, dass bis 2022 die Anzahl der Wohngeldempfän-
gerhaushalte auf rund 600.000 Haushalte absinken wird – vor allem aufgrund von prognosti-
zierten Einkommenssteigerungen und aufgrund des Wechsels in die Leistungen nach dem 
SGB II oder SGB XII, die anders als das Wohngeld jährlich angepasst werden. Um den Dreh-
türeffekt zu vermeiden, sollte auch im Wohngeld eine jährliche Anpassung erfolgen.  

Lösungsvorschlag 

Im Wohngeldgesetz sollte eine Regelung aufgenommen werden, die eine regelmäßige Anpas-
sung der berücksichtigungsfähigen Miethöchstbeträge, der Einkommensgrenzen und der Höhe 
der Wohngeldleistungen vorsieht. Diese Fortschreibung sollte sich im Sinne einer Harmonisie-
rung der Systeme an der Anpassung der Regelbedarfe orientieren und jährlich erfolgen. 
 

5. Heizkostenkomponente 

Referentenentwurf 

Im Rahmen der Realwertsicherung sind warme Nebenkosten nicht explizit berücksichtigt. Der 
Ref-E argumentiert, dass diese laut Verbraucherpreisindex des Statistischen Bundesamts seit 
2015 nicht gestiegen seien und deshalb im Rahmen der Realwertsicherung nicht berücksichtigt 
werden. Die Gesetzesbegründung weist lediglich darauf hin, dass der Wegfall der Heizkosten-
komponente in 2010 bei der Wohngeldreform 2016 durch eine höhere Wohngeldleistung kom-
pensiert wurde. Mit der Realwertsicherung der Wohngeldreform 2020 soll auch die seinerzeiti-
ge stärkere Anhebung des Leistungsniveaus als Ersatz für die Heizkostenkomponente fortge-
schrieben werden. Der vorliegende Ref-E sieht keine Wiedereinführung der Heizkostenkompo-
nente vor.  

Bewertung 

Der DCV hat bereits mehrfach kritisiert, dass die Heizkosten als ein elementarer Bestandteil 
der Wohnkosten im Wohngeld nicht transparent abgebildet sind.  Durch die fehlende Transpa-
renz kann auf Preissteigerungen bei den Heizkosten nicht schnell gesetzgeberisch reagiert 
werden. 

3

Im Zuge der Reform 2016 wurden die bruttowarmen Wohnkosten bei der Anpassung der Tabel-
lenwerte mitberücksichtigt. Dabei wurde der Tatsache Rechnung getragen, dass die Heizkos-
ten stärker angestiegen sind als die Bruttokaltmieten. Mit zunehmender Steigerung der Heiz-
kosten und damit der Bruttowarmmieten schmilzt deren Berücksichtigung in den Tabellenwer-
ten. Eine Erhöhung aufgrund weiter gestiegener Heizkosten wäre wiederum vom politischen 
Willen abhängig. Die Abbildung der warmen Nebenkosten im Tabellenwert, wie sie durch die 
Reform 2016 erfolgt ist, ist somit nicht transparent und in ihrer Höhe im Vergleich zum alten 
Heizkostenzuschlag schwer nachzuprüfen. Für die Berücksichtigung in Form der früheren 
Heizkostenkomponente spricht auch, dass Haushalte mit einer geringen Bruttokaltmiete, aber 
hohen Heizkosten, wie sie im Niedrigeinkommensbereich vielfach vertreten sind, entlastet wür-
den. 

                                                
3 Vgl. Fachpolitischer Impuls des DCV zur Jahreskampagne 2018 „Stärkung des Wohngeldes als vorran-
giges Sicherungssystem!“ neue caritas 19/2018; Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Reform 
des Wohngeldrechts und zur Änderung des Wohnraumförderungsgesetzes (WoGRefG) 18/4897 vom 
22.05.2015. 
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Lösungsvorschlag 
Der DCV fordert die Prüfung einer eigenständigen Heizkostenkomponente, damit bei steigen-
den Energiekosten schnell gesetzgeberisch reagiert werden kann, falls an der aktuellen Geset-
zeslage zugunsten einer regelmäßigen Fortschreibung nichts geändert wird.  
 

6. Klimakomponente 

Referentenentwurf 

Ein gesondert erhöhter Höchstbetrag für Wohnungen mit einem bestimmten Energiestandard 
(Klimakomponente) ist im vorliegenden Referentenentwurf nicht vorgesehen, da noch kein 
praktikables und treffsicheres Verfahren für den Nachweis des Energiestandards gefunden 
werden konnte. Haushalte, die Wohnungen anmieten, welche einen hohen Energiestandard 
und dadurch häufig eine höhere Kaltmiete aufweisen, sollen nach dem Ref-E lediglich durch die 
Anhebung der Höchstbeträge unterstützt werden. 

Bewertung 

Der Ref-E setzt sich zwar mit dem Thema Klimakomponente auseinander, findet jedoch keine 
passende Lösung. Das Ziel aus dem Koalitionsvertrag, eine Klimakomponente einzuführen, 
wird mit dem vorliegenden Referentenentwurf somit nicht erfüllt (Koalitionsvertrag: „Die Einfüh-
rung einer Klimakomponente beim Wohngeld erfolgt nach Vorlage eines mit den Ländern in-
haltlich und finanziell abgestimmten Modells.“) 

Es sollte vermieden werden, dass Wohngeldbezieher(innen) infolge einer energetischen Sanie-
rung und einer in Anbetracht der Modernisierungsumlage gestiegenen Miete mit einer zu hohen 
Belastung konfrontiert sind und hierdurch gezwungen werden, ihre Wohnung aufzugeben.  

Lösungsvorschlag 

Die durch die Modernisierungsumlage gestiegene Miete sollte in Form einer Klimakomponente 
beim Wohngeld berücksichtigt werden. Das BBSR hat in einer Machbarkeitsstudie 2017 erste 
Überlegungen für die Einführung einer Klimakomponente vorgelegt.  An einem praktikablen 
Verfahren sollte weitergearbeitet werden, damit eine zeitnahe Umsetzung erfolgen kann.  

4

 
7. Die Einführung eines neuen Freibetrags in § 14 Abs. 2 Nr. 19 Buchstabe b WoGG 

Ref-E 

Referentenentwurf 

Für regelmäßige Geldleistungen von gemeinwohlorientierten Organisationen (wie zum Beispiel 
von Stiftungen) und auch von natürlichen Personen, die gegenüber der Empfängerin oder dem 
Empfänger nicht gesetzlich unterhaltsverpflichtet sind, wird eine Ausnahme von der Einkom-
mensanrechnung bis zu einer Höhe von jährlich 480 Euro eingeführt. Dadurch soll insbesonde-
re dem politischen Anliegen, bürgerschaftliches Engagement zugunsten von Geringverdienern 
zu stärken, Rechnung getragen werden. Aber auch Taschengeldzahlungen der Großeltern an 
ihre Enkel sollen beispielsweise laut Gesetzesbegründung unter die geplante Freibetragsrege-
lung fallen. 

                                                
4https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/BBSROnline/2017/bbsr-online-05-2017-
dl.pdf?__blob=publicationFile&v=2  

https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/BBSROnline/2017/bbsr-online-05-2017-dl.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/BBSROnline/2017/bbsr-online-05-2017-dl.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Bewertung 

Um bürgerschaftliches Engagement zugunsten von Geringverdienern zu stärken, ist die Einfüh-
rung eines neuen Freibetrags folgerichtig. Auch bei anderen Sozialleistungen bleiben Zuwen-
dungen Dritter in gewissem Umfang anrechnungsfrei (vgl. § 11a Absatz 4 und 5 SGB II, § 84 
SGB XII). Würden Zuwendungen, zum Beispiel von gemeinwohlorientierten Organisationen, in 
Gänze als wohngeldrechtliches Einkommen berücksichtigt, würde das zu einem vergleichswei-
se geringeren Wohngeld der Empfängerinnen und Empfänger führen. Die Bereitschaft, Men-
schen mit geringerem Einkommen durch Spenden zu unterstützen, würde nicht angemessen 
gewürdigt.  

Der anrechnungsfreie Betrag von bis zu 480 Euro jährlich/ 40 Euro monatlich wird jedoch nicht 
sachgerecht hergeleitet und ist viel zu gering. Dieser Wert orientiert sich an dem Betrag von bis 
zu 40 Euro monatlich, der bei Patenschaften für hilfebedürftige Senior(inn)en in der Praxis be-
kannt ist. Auch wenn derzeit Senior(inn)en eine bedeutsame Gruppe unter den Wohngeldbe-
zieher(inne)n darstellen, erscheint dieser Bezug nicht sachgerecht. Zum einen soll das Wohn-
geld nach seinem Zweck gem. § 1 WoGG der wirtschaftlichen Sicherung angemessenen und 
familiengerechten Wohnens dienen. Damit soll das Wohngeld gerade auch eine Leistung für 
Familien sein, die arbeiten und sich zusätzlich ggf. bürgerschaftlich engagieren. Zum anderen 
soll das Wohngeld ein dem SGB II vorgelagertes Sicherungssystem sein. Will der Gesetzgeber 
bürgerschaftliches Engagement honorieren, wäre z. B.  – auch im Interesse einer Harmonisie-
rung des SGB II und des Wohngelds – ein Rückgriff auf die Freibetragsregelung des § 11 b 
Abs. 2 S. 3 SGB II in Höhe von bis zu 200 Euro monatlich sachgerechter. 

Lösungsvorschlag 

Die Herleitung des Freibetrags für Zuwendungen Dritter muss geprüft und seine Höhe entspre-
chend angepasst werden. Bei der Herleitung müssen alle Zielgruppen des Wohngeldes in den 
Blick genommen werden. 

8.  Änderung des § 7 WoGG – Ausschluss vom Wohngeld 

Referentenentwurf 

In § 7 wird die Vorschrift (wieder) aufgenommen, dass Empfänger und Empfängerinnen von 
Leistungen für Auszubildende nach § 27 Absatz 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, die 
als Zuschuss erbracht werden, vom Wohngeld ausgeschlossen sind. 

Bewertung 
Die Regelung dient der Klarstellung und ist zu begrüßen. Auszubildende, die aufstockend SGB-
II-Leistungen erhalten (das ist seit August 2016 möglich), sind vom Wohngeld ausgeschlossen, 
wenn sie die Kosten der Unterkunft als Zuschuss erhalten. Im Umkehrschluss bedeutet dies, 
dass sie nicht vom Wohngeld ausgeschlossen sind, wenn sie nur die Regelbedarfe oder Mehr-
bedarfe als Zuschuss bekommen oder die Kosten der Unterkunft nur als Darlehen berücksich-
tigt werden.  
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9.  Übergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Stärkung des Wohngeldes, 
§ 42b Ref-E 

Referentenentwurf 

Die Übergangsregelung soll sicherstellen, dass auch alle derzeitigen Wohngeldempfängerinnen 
und -empfänger mit Wirkung ab dem Inkrafttreten von Amts wegen, das heißt ohne Antrag, 
grundsätzlich ein höheres Wohngeld erhalten können. Ein Antrag der derzeitigen Wohngeld-
empfängerinnen und -empfänger ist nicht erforderlich. 

Bewertung 

Die Regelung ist im Hinblick auf das geschützte Vertrauen der Wohngeldberechtigten sachge-
recht und daher zu begrüßen. 

 
II. Weitere Vorschläge des DCV 

 
1. Einführung eines Erwerbstätigenfreibetrags im Wohngeld 

Durch den Erwerbstätigenfreibetrag nach § 11b Abs. 3 SGB II entsteht eine Grauzone, in der 
ein(e) Antragsteller(in) zwar mit eigenem Einkommen und Wohngeld den Bedarf decken kann, 
aber finanziell in der Grundsicherung bessergestellt wäre. Die fehlende Harmonisierung des 
Erwerbstätigenfreibetrags in SGB II und Wohngeld führt zudem für Antragsteller(innen) und 
Behörden zu Problemen, die einer schnellen Entscheidung über den Antrag entgegenstehen. 
Durch die Einführung eines Erwerbstätigenfreibetrags im Wohngeld könnte die Symmetrie der 
Systeme verbessert und erreicht werden, dass deutlich mehr Haushalte mit Erwerbseinkom-
men (Aufstocker) aus dem Grundsicherungssystem herauswachsen und anstelle der Kosten 
der Unterkunft das Wohngeld als vorrangige Hilfe in Anspruch nehmen können. Gleichzeitig 
hätte der Erwerbstätigenfreibetrag im Wohngeld zur Folge, dass deutlich mehr Haushalte erst-
mals einen Anspruch auf Wohngeld erhalten würden. Berechnungen des Bundesinstituts für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung ge-
hen davon aus, dass durch einen entsprechenden Freibetrag etwa 230.000 Haushalte aus dem 
SGB II in das vorrangige Wohngeld wechseln könnten, zusätzlich aber auch 450.000 Haushalte 
erstmals einen Wohngeldanspruch erhalten würden.  5

Damit das Wohngeld als ein der Grundsicherung vorgelagertes Sicherungssystem seinen 
Zweck erfüllen kann, fordert der DCV die Einführung eines Erwerbstätigenfreibetrags im Wohn-
geld. Ein solcher Freibetrag würde die Funktion des Wohngeldes als vorgelagertes Siche-
rungssystem substanziell stärken, die Symmetrie der Sicherungssysteme verbessern und zu-
gleich Arbeitsanreize ausbauen. 

 
2. Erhöhung des Freibetrags beim Kind für Halbwaisenrente, Unterhalt und Unter-

haltsvorschuss nach dem Unterhaltsvorschussgesetz gem. § 17 Nr.4 WoGG  

Durch das Unterhaltsvorschussgesetz (UVG), das zum 14.08.2017 in Kraft getreten ist, wurde 
die maximale Bezugsdauer von 72 Monaten ebenso abgeschafft wie die Begrenzung auf ein 
                                                
5 BBSR Sonderveröffentlichung Bonn, Juni 2015 (Stand: August 2013), Bestandsaufnahme und Wir-
kungsanalyse des Wohngeldes, S. 126. 
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Alter der Kinder bis 12 Jahre (nunmehr: bis 18 Jahre). Durch die Ausweitung der Leistungen 
wurden bereits zuvor bestehende Widersprüche bei den Schnittstellen zum Kinderzuschlag und 
dem Wohngeld offenkundig. Leistungen des Unterhaltsvorschusses werden sowohl beim Kin-
derzuschlag als auch beim Wohngeld als Einkommen angerechnet. Die Leistungen nach dem 
UVG führen in der Regel (zusammen mit dem Kindergeld) zum Wegfall des Anspruchs auf Kin-
derzuschlag. Da der Kinderzuschlag beim Wohngeld nicht als Einkommen berücksichtigt wird, 
Leistungen nach dem UVG hingegen aber schon, können einige Alleinerziehende durch den 
Bezug von Unterhaltsvorschuss finanziell schlechter gestellt sein als vorher. Durch die Erhö-
hung des Freibetrages im § 17 Nr. 4 WoGG soll im Regelfall eine Schlechterstellung von Al-
leinerziehenden durch die verpflichtende vorrangige Beantragung von Unterhaltsvorschussleis-
tungen ausgeschlossen sein. Da Beziehende von Unterhaltsvorschussleistungen gegen Bezie-
hende von Unterhalt oder Halbwaisenrente weder benachteiligt noch bevorzugt werden sollen, 
ist die erhöhte Freibetragsregelung auch für diese Einkommen anzuwenden. 

Der DCV fordert, dass zukünftig Halbwaisenrente, Unterhalt und Unterhaltsvorschuss nach 
dem Unterhaltsvorschussgesetz in Höhe des Mindestunterhalts nach § 1612a BGB nicht auf 
das Wohngeld angerechnet werden. 
 

3. Einführung einer Befreiung von der Rundfunkbeitragspflicht für Wohngeldbezie-
her 

 
Bezieher(innen) von Grundsicherungsleistungen können sich ohne zusätzliche Begründung 
von der Rundfunkbeitragspflicht befreien lassen. Wohngeldbezieher(innen) können sich nur un-
ter Geltendmachung einer besonderen Härte befreien lassen, daher können sie in der Praxis 
nur in seltenen Ausnahmefällen eine Befreiung von der Rundfunkbeitragspflicht erreichen. Da-
mit den Menschen, die von SGB-II-Bezug ins Wohngeld wechseln, auch weiterhin die Rund-
funkbeitragsbefreiung zugutekommen kann und sie nach einem Wechsel der Systeme nicht 
weniger Einkommen zur Verfügung haben als vorher, sollte im Rundfunkbeitragsstaatsvertrag 
(RBeitrStV) ein Befreiungstatbestand für Wohngeldempfänger(innen) vorgesehen werden. 
 

4. Ausweitung des Empfängerkreises 
 
Die aufenthaltsrechtliche Unschädlichkeit des Wohngelds wird im vorliegenden Entwurf nicht 
geregelt. Nach dem aktuellen Recht ist das Wohngeld aufenthaltsrechtlich schädlich. Die all-
gemeine Erteilungsvoraussetzung für einen gültigen Aufenthaltstitel gemäß § 5 Abs. 1 Aufent-
haltsgesetz ist, dass der Lebensunterhalt ohne Inanspruchnahme von öffentlichen Mitteln (So-
zialleistungen) gesichert ist, was bei einem Wohngeldbezug nicht mehr gegeben ist.  
 
Bei einer Reform des Wohngeldes muss das Wohngeld in die Liste des § 2 Abs. 3 Aufenthalts-
gesetz (AufenthG) als eine der Leistungen aufgenommen werden, die dem Aufenthaltsrecht 
nicht schaden. Das Wohngeld dient nämlich nicht der Lebensunterhaltssicherung, sondern dem 
Zugang zu adäquatem Wohnraum. Um Ausländer(inne)n, die auf dem Wohnungsmarkt schon 
jetzt zu den benachteiligten Gruppen gehören, nicht noch weiter auszugrenzen, sollte das 
Wohngeld als aufenthaltsrechtlich unschädlich ausgestaltet werden. 
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Der DCV hat 2018 im Rahmen seiner Jahreskampagne „Jeder Mensch braucht ein Zuhause“ 
nachdrücklich auf die sozialpolitische Bedeutung der Wohnungspolitik hingewiesen und auf die 
Chance, mit einer modernen Wohngeldpolitik dem Menschenrecht auf Wohnen zur Geltung zu 
verhelfen. Die von der Bundesregierung nun vorgelegten Reformvorschläge setzen wichtige 
Aspekte dessen um, was für den Deutschen Caritasverband im Rahmen einer sozial ausgewo-
genen Wohnungspolitik vordringlich erscheint. 
 
Freiburg/ Berlin, 08.02.2019 
 
Deutscher Caritasverband e.V. 
Vorstandsbereich Sozial- und Fachpolitik 
Eva M. Welskop-Deffaa 
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Dr. Birgit Fix, Referentin für Armuts- und Arbeitsmarktfragen, DCV (Berliner Büro), 
Tel. 030 284447-78, E-Mail:  birgit.fix@caritas.de

Karin Kramer, Leiterin des Referats Koordination Sozialpolitik, DCV (Freiburg),  
Tel. 0761 200-676, E-Mail:  karin.kramer@caritas.de

Christiane Kranz, juristische Referentin Koordination Sozialpolitik, DCV (Freiburg), 
Tel. 0761 200-683, E-Mail: christiane.kranz@caritas.de 

Dr. Olga Orlanski, Referentin Referat Koordination Sozialpolitik, DCV (Freiburg), 
Tel. 0761 200-443, E-Mail:  olga.orlanski@caritas.de

Roland Rosenow, Referent Arbeitsstelle Sozialrecht, DCV (Freiburg), 
Tel. 0761 200-318, E-Mail:   roland.rosenow@caritas.de
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 DEUTSCHER  LANDKREISTAG  -  DER  KOMMUNALE  SPITZENVERBAND  repräsentiert 
 73% der Aufgabenträger     68% der Bevölkerung     96% der Fläche DEUTSCHLANDS 

 74 Mrd. € Haushaltsvolumen     31,2 Mrd. € Ausgaben für soziale Leistungen 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Wohngeldes (WoGStärkG) 

Sehr geehrte Frau Rau, 

vielen Dank für die Gelegenheit, zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung des 
Wohngeldes (WoGStärkG) mit Stand vom 21.1.2019 Stellung nehmen zu können. 

I. Frist zur Stellungnahme 

Erneut müssen wir leider vorab die kurze Frist zur Stellungnahme von lediglich zehn Werkta-
gen ansprechen. Dies ermöglicht in einem föderal verfassten kommunalen Spitzenverband 
wie dem Deutschen Landkreistag keine sorgfältige Durchdringung der Fragen, die in Anbe-
tracht der komplexen Materie und der Auswirkungen auf die kommunale Praxis in den Land-
kreisen erforderlich wäre. Das sei mit Blick auf das in der Geschäftsordnung der Bundesre-
gierung verankerte Beteiligungsrecht der kommunalen Spitzenverbände wiederholt ange-
bracht. Besonders bedauerlich ist dieser Umgang seitens des Bundesministeriums des In-
nern, für Bau und Heimat auch deshalb, weil Ihr Haus den Anspruch hat, das „Kommunal-
ministerium“ zu sein und diese Bezeichnung auch öffentlich bemüht, um seine Nähe zur 
kommunalen Praxis und zu kommunalen Themen zu verdeutlichen. 

Die Frist ermöglichte daher nur eine kursorische Prüfung der Auswirkungen auf die Land-
kreise. Auch insofern – und aufgrund der teilweisen thematischen Dopplung in Bezug auf 
unsere Schilderungen aus den Landkreisen zum Wohngeld- und Mietenbericht 2018 – ver-
weisen wir ergänzend zu dieser Stellungnahme auf unser nochmals in der Anlage beigefüg-
tes Schreiben vom 18.1.2019.  

II. Erforderliche Dynamisierung 

Nach Auffassung des Deutschen Landkreistages ist eine regelmäßige Anpassung der 
Wohngeldleistungen dringend geboten. Die beabsichtigte Änderung in § 39 Abs. 1 S. 1 
WoGG („und bei Bedarf zeitnah anzupassen“) ist zwar durchaus ein Schritt in die richtige 
Richtung, allerdings würden wir uns hier eine konsequentere Formulierung wünschen. Aus-
weislich der Gesetzesbegründung soll durch die Ergänzung, 
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„dass neben der regelmäßigen Überprüfung des Anpassungsbedarfs des Wohngeldes künftig 
ein Anpassungsbedarf auch in regelmäßigen Abständen zeitnah, das heißt zum Beispiel ein-
mal pro Legislaturperiode, zu einer Anpassung des Wohngeldes führt.“ 

Nach Ansicht des Deutschen Landkreistages ist dies deutlich zu vage und in Bezug auf die 
beispielhafte Nennung „einmal pro Legislaturperiode“ bei Weitem zu selten, um den Bedar-
fen der Praxis Genüge zu tun. Nach der Reform 2016 mit steigenden 
Inanspruchnahmezahlen konnte bereits 2017 beobachtet werden, wie die Wohngeldreform 
infolge der Preisentwicklung und der allgemeinen Situation am Wohnungsmarkt ihre Wirk-
samkeit zusehends eingebüßt hat. Insofern ist es deutlich zu unterambitioniert, alle vier Jah-
re eine Reform durchzuführen und damit in Kauf zu nehmen, dass von diesen vier Jahren die 
gesetzgeberisch intendierten Wirkungen möglicherweise erneut lediglich in einem Jahr gesi-
chert sind. Ein „zeitlicher Wirkungsgrad“ von nur 25 % sollte nicht Zielsetzung sein bzw. billi-
gend in Kauf genommen werden. 

Gerade im Vergleich zu den regelmäßig anzupassenden Leistungen zur Deckung der Bedar-
fe für Unterkunft und Heizung nach dem SGB II und dem SGB XII ist erforderlich, dass das 
Wohngeldgesetz mit der gegebenen Dynamik Schritt hält. Vor diesem Hintergrund erhalten 
wir unsere Forderung nach einer jährlichen Anpassung der Miethöchstbeträge, der Einkom-
mensgrenzen und der Wohngeldleistungen anhand der allgemeinen Entwicklung der Ein-
kommen und der Wohnkosten auf der Basis eines gesetzlich fixierten Indexes aufrecht. 

Anderenfalls – und das belegt die Entwicklung der Inanspruchnahme von Wohngeld bereits 
kurze Zeit nach Greifen der Reform zum 1.1.2016 – gehen wir davon aus, dass sich die An-
tragszahlen aufgrund der allgemeinen Einkommensentwicklung sowie der jährlichen Leis-
tungsanpassungen im SGB II und SGB XII schon kurze Zeit nach dem beabsichtigten In-
krafttreten zum 1.1.2020 weiter deutlich verringern werden. 

Jedenfalls erwarten wir nicht, dass die beabsichtigte Anhebung der Miethöchstbeträge zwi-
schen 8,2 % und 10,2 % auch noch in drei oder vier Jahren die Wirksamkeit des Wohngel-
des gewährleisten wird. Anlässlich der letzten Reform 2016 hatte der Gesetzgeber mit zwi-
schen 7 % und 27 % höhere Steigerungen vorgesehen, die selbstverständlich der großen 
zeitlichen Lücke zur vormaligen Anpassung 2009 geschuldet waren. Anhand dessen wird 
aber auch deutlich, dass im Zuge einer jährlichen Anpassung sehr viel genauer nachgesteu-
ert werden könnte. 

III. Zuordnung zu den Mietenstufen 

Begrüßen möchten wir hingegen, dass die Einführung einer Mietenstufe VII geplant ist, um 
Gemeinden (ab 10.000 Einwohnern) und Kreise (mit Gemeinden unter 10.000 Einwohnern 
und gemeindefreien Gebieten) mit besonders hohen Mietenniveaus noch gezielter bei den 
Wohnkosten zu entlasten. Es wird sich – auch mit Blick auf hochpreisige Insellagen – zeigen, 
ob die um 10 % oberhalb der Mietenstufe VI angesiedelten Höchstbeträge der Mietenstu-
fe VII ausreichen, um den Bedarfen der Praxis Rechnung zu tragen. 

Des Weiteren haben uns ergänzend zu den Ausführungen im beigefügten Schreiben erneut 
eine Reihe von Landkreisen davon berichtet, dass sie die Zuordnung zu einer konkreten Mie-
tenstufe ihres jeweiligen Landkreises bzw. einzelner kreisangehöriger Städte und Gemein-
den nach der Anlage zu § 1 Abs. 3 WoGV aus örtlicher Sicht als falsch einschätzen. 

Exemplarisch sei der Landkreis Konstanz genannt, der künftig anstatt der bisherigen Mietstu-
fe III nur noch der Mietstufe II zugeordnet werden soll. Dies bedeutet eine Reduzierung der 
wohngeldrechtlich anerkennungsfähigen Miete um durchschnittlich 15 € pro Haushalt. Im 
Hinblick auf die steigenden Mieten im Landkreis Konstanz ist die Herabstufung nicht plausi-
bel. Der Landkreis ist Zuzugsgebiet und das nicht nur in den Städten Konstanz, Singen, Ra-
dolfzell, Rielasingen-Worblingen und Stockach. Beispielsweise fällt die Diskrepanz des Refe-
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rentenentwurfs am Vergleich der Stadt Engen (vorgesehene Mietstufe II) mit Stockach (vor-
gesehene Mietstufe III) besonders auf. So lag die Stadt Engen in den letzten fünf Jahren mit 
einem Bevölkerungswachstum von 6,91 % an der Spitze im Landkreis. Stockach hatte im 
gleichen Zeitraum nur eine Bevölkerungsentwicklung von 1,62 %. Durch den hohen Zuzugs-
druck in Engen hat sich das Mietniveau deutlich nach oben entwickelt. Auch hinsichtlich der 
Infrastruktur gibt es zwischen Engen und Stockach kaum Unterschiede. Weshalb außerdem 
die Stadt Konstanz mit ihren Höchstmieten in Baden-Württemberg von Stufe VI nach V 
herabgestuft werden soll, erschließt sich ebenso wenig. 

Exemplarische Schilderungen haben uns u. a. auch aus dem Landkreis Fulda erreicht: Die 
Gemeinde Petersberg soll herabgestuft werden (zukünftig Mietenstufe I). Hingegen soll die 
Gemeinde Künzell aufgewertet werden (zukünftig Mietenstufe II). Dies steht im Gegensatz 
zur Reform 2016 (Petersberg: Mietenstufe II, Künzell: Mietenstufe I). Warum die Randge-
meinden der Stadt Fulda (Mietenstufe II) unterschiedlich eingestuft werden, obwohl das Mie-
tenniveau fast identisch ist, kann der Landkreis nicht nachvollziehen. Auch lässt sich das den 
Wohngeldempfängern nur schwer vermitteln. Und im Wetteraukreis ist die geplante Herab-
stufung für den Kreis ebenfalls nicht nachvollziehbar: Dieser befindet sich im Einzugsgebiet 
„Rhein-Main“ und die Mieten „explodieren“ regelrecht. Im Rahmen der Erhöhung der örtli-
chen Mieten um zuletzt mindestens 8 % und der nun geplanten Herabstufung, kommt die 
erwartete Wohngeldanpassung so nicht zum Tragen. 

Weitere Beispiele von nicht nachvollziehbaren Zuordnungen sind in zahlreichen weiteren 
Landkreisen zu verzeichnen. Daher möchten wir anregen, im weiteren Verfahren die Mög-
lichkeit der Nachbesserung oder zumindest der Überprüfung im Einzelfall zuzulassen. Wie 
ein solches Prozedere in enger Rückkopplung mit der Praxis aussehen könnte, wäre zu be-
sprechen. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Dr. Mempel 

Anlage 



Stellungnahme des Deutschen Mieterbundes (DMB) 
zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur  Stärkung 
des Wohngeldes (WoGStärkG) 

Berlin, den 07.02.2019 

I. Grundsätzliche Anmerkungen 

Unter „A. Problem und Ziel“ des Referentenentwurfs wird zu Recht festgestellt: „Das 

Leistungsniveau und die Reichweite des Wohngeldes reichen angesichts der aktuellen 

Entwicklung auf vielen Wohnungsmärkten nicht mehr aus, um die wohnungspolitischen 

und sozialen Zielstellungen des Wohngeldes zu erreichen.“ 

Die Gründe hierfür werden an gleicher Stelle richtig beschrieben und analysiert: 

Aufgrund steigender Wohnkosten und Verbraucherpreise nimmt die Leistungsfähigkeit 

des Wohngeldes mit der Zeit ab. Zusätzlich führen Einkommensanstiege zu einer 

Reduktion oder den Verlust des Wohngeldanspruchs. Das hat zur Folge, dass die Zahl 

der Wohngeldempfängerhaushalte und damit die Reichweite des Wohngeldes sinken. 

Angesichts dieser Ausgangssituation begrüßt der Deutsche Mieterbund die geplante 

Reform des Wohngeldes ausdrücklich. Die vorgesehenen Verbesserungen und 

Leistungserhöhungen zum 1. Januar 2020 sind vier Jahre nach der letzten 

Wohngelderhöhung überfällig. 

Klarzustellen ist aber, dass mit dem vorliegenden Referentenentwurf keine Stärkung 

des Wohngeldes verbunden ist. Vielmehr wird allenfalls angestrebt, die 

Entlastungswirkung des Wohngeldes - Stand 2016 - wiederherzustellen und die oben 

beschriebene systembedingte Negativentwicklung seit der letzten Wohngeldreform 

aufzufangen. 
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Aber auch, ob dieser Ansatz mit den vorliegenden Referentenentwurf erreicht wird, 

kann bezweifelt werden. Laut Referentenentwurf werden von der Wohngeldreform 

660.000 Haushalte profitieren. Bei der letzten Wohngelderhöhung, die zum 1. Januar 

2016 in Kraft getreten ist, war von 866.000 Haushalten die Rede. Nach der jetzt 

geplanten Wohngeldreform stehen im Jahr 2020 für das Wohngeld 1,185 Milliarden 

Euro zur Verfügung. Das ist deutlich weniger als die für das Jahr 2016 damals 

angesetzten Wohngeldausgaben in Höhe von 1,43 Milliarden Euro. 

Für die Jahre 2020 und 2021 werden die Ausgaben - so die Prognosen im 

Referentenentwurf - weiter sinken, auf 1,175 bzw. 1,095 Milliarden Euro. Die Zahl der 

Wohngeldempfängerhaushalte geht dann auf 600.000 zurück. 

Das bedeutet, systembedingt wird das Leistungsniveau und damit die 

Entlastungsfunktion des Wohngeldes für einkommensschwache Haushalte in den 

Jahren nach 2020 wieder sinken, trotz aller Voraussicht nach steigender Kosten, 

höherer Mieten und Heizkosten. 

II. Regelmäßige Anpassung des Wohngeldes 

Positiv ist, dass das Wohngeld jetzt nach vier Jahren angepasst wird. Das ist keine 

Selbstverständlichkeit. In der Vergangenheit wurde das Wohngeld erst nach sieben 

bzw. acht oder elf Jahren erhöht.  

Positiv ist auch, dass Paragraf 39 künftig nicht nur die regelmäßige Überprüfung des 

Anpassungsbedarfs des Wohngeldes festschreibt, sondern auch, dass das Wohngeld 

bei Bedarf zeitnah anzupassen ist. 

Aber: Das Wohngeld kann seine Aufgabe, ein angemessenes und familiengerechtes 

Wohnen sicherzustellen, nur dann erfüllen, wenn die Rahmenbedingungen für die 

Berechnung des Wohngeldes regelmäßig den veränderten Verhältnissen angepasst 

werden. Das derzeitige Prinzip der Wohngeldberechnung führt dazu, dass die Zahl der 

wohngeldberechtigten Haushalte nach einer Wohngeldreform von Jahr zu Jahr wieder 

zurückgeht, dass die Wohngeldansprüche der Berechtigten trotz steigender Mieten und 

Heizkosten sinken (siehe oben). Während nominale Einkommensverbesserungen 

unmittelbar und sofort Einfluss auf die Höhe des Wohngeldes haben, werden steigende 

Preise und höhere Mietbelastungen nicht oder nur unzureichend berücksichtigt. Folge 
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ist, dass trotz gleich hoher Wohnkostenbelastung Mieter wegen einer Brutto-

Einkommenssteigerung weniger oder gar kein Wohngeld mehr erhalten. Fallen die 

nominalen Einkommensverbesserungen mit Mieterhöhungen zusammen und führen 

diese dazu, dass die Miethöchstbeträge überschritten werden, tritt dieser Effekt trotz 

steigender Wohnkostenbelastung ein. 

Um diese Folgen zu verhindern, müssen die Wohngeldleistungen regelmäßig 

angepasst, am besten indexiert werden. In Betracht kommt eine Anbindung an den 

Verbraucherpreisindex des Statistischen Bundesamtes bzw. den Mietenindex oder 

einen entsprechenden Energiepreisindex. 

Für Wohngeldempfängerhaushalte sind verlässliche Rahmenbedingungen und 

gesetzliche Bestimmungen erforderlich, die eine automatische Wohngelderhöhung, zum 

Beispiel alle zwei Jahre, sicherstellen. Die Regelung auch des geänderten Paragrafen 

39 des Wohngeldgesetzes schafft diese Rechtssicherheit nicht. 

III. Heizkosten berücksichtigen 

Für die Berechnung des Wohngeldes bleibt weiterhin die Kaltmiete ohne 

Berücksichtigung der tatsächlichen Heizkosten ausschlaggebend. Die mit der 

Wohngeldreform 2009 erstmals eingeführte Heizkostenkomponente wurde 2011 mit der 

Begründung „gesunkene Heizkosten“ wieder gestrichen. 

Auch in dem jetzt vorliegenden Referentenentwurf wird davon ausgegangen, dass die 

Heizkosten laut Verbraucherindex des Statistischen Bundesamtes seit 2015 nicht 

gestiegen sind. Tatsächlich sind nach diesem Verbraucherindex die Kosten für flüssige 

Brennstoffe zwischen 2015 und November 2018 um rund 40 Prozent gestiegen. 

Aus Sicht des Deutschen Mieterbundes müssen die Wohnkosten insgesamt Grundlage 

für die Wohngeldberechnung sein. Die Heizkosten müssen bei der Festlegung der 

Höchstbeträge entsprechend berücksichtigt werden, zum Beispiel über eine neue 

Heizkostenkomponente in einer Größenordnung von 1 Euro pro Quadratmeter, ggf. 

differenziert nach Energieträgern. 

Hiervon würden insbesondere auch Wohngeldempfängerhaushalte profitieren, die in 

einfachen und preiswerten Wohnungen leben, aufgrund des energetischen Zustandes 

des Hauses aber überdurchschnittlich hohe Heizkosten zahlen.  
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Auch die ungelöste Problematik, dass Mieter in teuren, energetisch sanierten 

Wohnungen mit niedrigeren Heizkosten leben, würde sich relativieren und könnte in 

diesem System berücksichtigt werden. 

IV. Klimawohngeld einführen 

Seit Jahren wird eine zusätzliches Klimawohngeld bzw. eine Klimakomponente beim 

Wohngeld diskutiert und gefordert. Der Referentenentwurf sieht auch bei der jetzigen 

Reform eine Klimakomponente nicht vor. Die Begründung, es sei bisher - also nach 

mehreren Jahren - kein praktikables und treffsicheres Verfahren für den Nachweis der 

Energiestandards gefunden worden, ist alles anders als überzeugend. 

Wenn bei den Wohnkosten, das heißt den zu berücksichtigenden Mieten und 

Miethöchstbeträgen anhand von jetzt sieben Mietenstufen, pauschaliert wird, muss 

auch bei einer Klimakomponente ein pauschaliertes Verfahren möglich sein. 

V. Mietenstufen 

Die Anhebung der Miethöchstbeträge zwischen 8,2 und 10,2 Prozent in den 

Mietenstufen I bis VI begrüßt der Deutsche Mieterbund. Das gilt auch für die 

Neueinführung einer Mietenstufe VII für Gemeinden mit einem besonders hohen 

Mietpreisniveau. 

Auch wenn die neue Mietenstufe VII zunächst weit überwiegend nur in Bayern zur 

Anwendung kommt, ist die weitere Differenzierung der Mietenstufen sachgerecht. 

Problematisch ist aber, dass mit dem Referentenentwurf mehr als 150 Städte und 

Kreise in eine niedrigere Mietenstufe eingruppiert werden. Insbesondere wenn die 

tatsächlich gezahlte Miete die über die Mietenstufen festgelegten Höchstbeträge 

überschreitet, werden betroffene Mieter von der Wohngeldreform nicht profitieren 

können, unter Umständen sinkt ihr Wohngeldanspruch sogar. 

Im Zweifel sind die Mieten und die Wohnkostenbelastung in den heruntergestuften 

Gemeinden tatsächlich gar nicht zurückgegangen. Die Zurückstufung ergibt sich aus 

der Berechnung des Mietenniveaus in Paragraf 12 des Wohngeldgesetzes. Danach ist 

das Mietenniveau die durchschnittliche prozentuale Abweichung der 
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Quadratmetermieten von Wohnraum in Gemeinden vom Durchschnitt der 

Quadratmetermieten des Wohnraums im Bundesgebiet. 

Problematisch ist auch, dass gemäß Paragraf 12 des Wohngeldgesetzes für die 

Festlegung der Miethöchstbeträge auf die Mieten bzw. das Mietenniveau der 

Wohngeldbezieher selbst abgestellt wird. Zweifelhaft erscheint schon, ob hier 

angesichts der absoluten Zahl der Empfängerhaushalte von einer ausreichenden 

Datengrundlage gesprochen werden kann. Durch die Beschränkung auf Mieten der 

Wohngeldempfänger selbst können die Mietenstufen die Mietpreisentwicklung vor Ort 

auch nur eingeschränkt wiedergeben. Die tatsächlich vor Ort zu zahlenden 

Vergleichsmieten weichen so immer stärker von den beim Wohngeld zu 

berücksichtigenden Mieten ab.  

Paragraf 12 sollte dahingehend korrigiert werden, dass sich die Zugehörigkeit einer 

Gemeinde zu einer Mietenstufe nach dem durchschnittlichen Mietenniveau am 

Wohnort, also letztlich nach der ortsüblichen Vergleichsmiete, richtet. 

Ulrich Ropertz 

Geschäftsführer 
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Gesetz zur Stärkung des Wohngeldes (WoGStärkG) 
Ihr Schreiben vom 25.01.2019; Aktenzeichen: SW II 4 – 91052.1/9-6 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

zu dem vorliegenden Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Wohngeldes (WoGStärkG) 
nehmen wir wie folgt Stellung:

Der Deutsche Städtetag (DST) und der Deutsche Städte- und Gemeindebund (DStGB) teilen die Prob-
lembeschreibung zum Referentenentwurf, wonach Wohnkosten und Verbraucherpreise seit der 
letzten Anpassung des Wohngeldes zum 1. Januar 2016 deutlich gestiegen sind und voraussichtlich 
weiter steigen werden. Die Leistungsfähigkeit des Wohngeldes hat dadurch deutlich abgenommen.  
 
Wegen der Miet- und Verbraucherpreisanstiege reicht vor diesem Hintergrund für viele Haushalte 
eine Unterstützung bei den Wohnkosten durch Wohngeld (ggf. in Kombination mit dem Kinderzu-
schlag) nicht mehr aus, um ihren Lebensunterhalt mit eigenem Einkommen decken zu können. Erst- 
und Wiedervermietungsmieten sind zudem deutlich stärker als die (Bestands-)Mieten gestiegen. 
Dadurch stehen viele Haushalte vor dem Problem, für sich und ihre Familien ausreichenden und be-
zahlbaren Wohnraum zu finden.  
 
Das Leistungsniveau und die Reichweite des Wohngeldes reichen angesichts dieser aktuellen Ent-
wicklungen auf vielen Wohnungsmärkten nicht mehr aus, um die wohnungspolitischen und sozialen 
Zielstellungen des Wohngeldes zu erreichen. 

Der DST und der DStGB verweisen ausdrücklich auf das Ergebnispapier des Wohngipfels am 21. Sep-
tember 2018 im Bundeskanzleramt, wonach Bund und Länder „das Wohngeld zum 1. Januar 2020 
verbessern“ und sowohl das Leistungsniveau als auch die Reichweite des Wohngeldes „stärken“ wol-
len.  
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Vor diesem Hintergrund begrüßen wir im Grundsatz die im Referentenentwurf vorgesehene Erhö-
hung des Leistungsniveaus und die Einführung einer zusätzlichen Mietenstufe VII, bedauern aber, 
dass eine nachhaltige Stärkung – wie von unserer Seite seit Jahren gefordert – durch den vorliegen-
den Entwurf nicht vollzogen wird. Die durch die jeweilige Wohngeldnovelle realisierten Leistungsver-
besserungen werden sukzessive durch die Regelsatzentwicklung wieder egalisiert mit der Folge, dass 
die Menschen nach und nach wieder zurück in die anderen Sozialleistungssysteme abwandern (müs-
sen). Dies sieht im Übrigen auch der Referentenentwurf so, da der geplante Sachaufwand für 
Wohngeld bereits ab dem Jahr 2021 wieder rückläufig ist (Seite 65 VI.3). 
 
Für 2020 stehen nach der Begründung im Referentenentwurf insgesamt 1,185 Milliarden Euro für das 
Wohngeld zur Verfügung. Dadurch werden sowohl die für die letzte Wohngeldnovelle 2016 im Vor-
feld prognostizierten Wohngeldausgaben von 1,43 Milliarden Euro als auch der Höchststand nach der 
vorletzten Wohngeldnovelle (2009) von 1,78 Milliarden Euro im Jahr 2010 weit verfehlt. Selbst wenn 
die im Entwurf genannten Prognosen einträfen und Ende 2020 durch das WoGStärkG bundesweit 
660.000 Haushalte Wohngeld bekämen, so stellt dies bei weitem nicht die Reichweite der Jahre 
2009/2010 wieder her. Gemäß Bundesstatistik haben im Jahr 2009 1.007.334 Haushalte und im Jahr 
2010 1.061.487 Haushalte Wohngeld erhalten. 
 
Es gibt aber nicht weniger Wohngeldhaushalte, weil etwa real die Wohnkostenbelastung in Bezug auf 
das Haushaltseinkommen gesunken wäre (diese ist sogar gestiegen), sondern weil diese Haushalte 
aufgrund der bekannten Konstruktion des WoGG bzw. der Grundsicherungsgesetze „nach oben“ 
nominal herausgewachsen sind bzw. „nach unten“ in den besser ausgestatteten Grundsicherungs-
leistungen des SGB II und XII verbleiben. 
 
Für eine dauerhafte Stärkung des Wohngeldes wäre die Aufnahme einer Dynamisierungsregelung 
zwingend erforderlich. Möglich wäre dies etwa über einen speziellen Faktor in der Wohngeldformel, 
der jeweils mit der sog. Regelbedarfsfortschreibungsverordnung aktualisiert werden könnte. Als ein 
weiteres Beispiel dient die durch das Land NRW praktizierte Regelung bei den Einkommensgrenzen 
des § 13 WFNG NRW. Orientiert an der Entwicklung des allgemeinen Verbraucherindex werden die 
Einkommensgrenzen im Wohnraumförderprogramm durch Erlass regelmäßig alle drei Jahre ange-
passt. Durch die nach wie vor fehlende Dynamisierung soll nach den Angaben im Entwurf die Zahl der 
Wohngeldhaushalte bis 2022 bereits wieder auf 600.000 sinken. Nach der Prognose zur Wohngeld-
entwertung bis 2022 müsste eigentlich bereits in einem Jahr die nächste Anpassung beschlossen 
werden. Die Aussage, der Drehtüreffekt zu den Transferleistungen könne durch das WoGStärkG ver-
mieden werden, ist insoweit unzutreffend. 
 
Während der DST und der DStGB die Einführung einer zusätzlichen Mietenstufe ausdrücklich begrü-
ßen, wirft die Zuordnung der jeweiligen Städte, Gemeinden und Kreise nach wie vor gravierende 
Fragen auf – die Herleitung der Zuordnung auf Basis der Wohngeldstatistik ist nicht nachvollziehbar; 
die Ergebnisse stehen in einer Reihe von Fällen nicht im Einklang mit den Entwicklungen der lokalen 
Wohnungsmärkte.  
 
Ebenso bekräftigen wir weiterhin unsere Forderung nach der – auch im vorliegenden Referenten-
entwurf nicht enthaltenen – Einführung einer Klimakomponente. 

Zu den Regelungsvorschlägen im Einzelnen:  

zu § 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 5:
Nach der Gesetzesbegründung sollen offensichtlich insbesondere Leistungen der
hauswirtschaftlichen Versorgung, Notrufdienste etc. von der Miete abgezogen werden. Aus unserer 
Sicht wäre es deshalb klarer, wenn nur die – jetzt lediglich als Beispiel vorgesehenen – 
Servicepauschalen für allgemeine Unterstützungsleistungen im Gesetzestext genannt werden. Denn 
der verwendete Begriff „Vergütungen für Leistungen, die über die Gebrauchsüberlassung von 
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Wohnraum hinausgehen“ könnte auch weitergehend ausgelegt und z. B. Zuschläge für 
Internetnutzung mit einbeziehen. 

zu § 12: 
Die Einführung einer zusätzlichen Mietenstufe VII wird ausdrücklich begrüßt und entspricht den lang-
jährigen Forderungen von DST und DStGB. Kritisch anzumerken bleibt nach wie vor die Grundstruktur 
für die Bemessung der Mietenstufen. Es fehlt eine breitere Basis für die Festlegung der Mietenstufen. 
Nach wie vor zählen hier nur die wohngeldbeziehenden Haushalte. 
 
Diese methodische Vorgehensweise liefert keine ausreichende Sicherheit darüber, dass das Ziel – die 
Differenzierungen nach „Mietniveaus“ hinreichend genau abzubilden – erreicht wird. Die im Referen-
tenentwurf dargelegten Ergebnisse weisen eine Vielzahl an Ungereimtheiten auf; die Zuordnung zu 
den einzelnen Mietstufen ist intransparent und nicht nachvollziehbar.  
 
So sollen beispielsweise in Baden-Württemberg einige Städte und Gemeinden, bei denen die Mieten 
nachweislich sehr stark angestiegen sind, künftig deutlich niedriger eingestuft werden als bislang. Ein 
konkretes Beispiel liegt uns aus dem Landkreis Konstanz vor, hier soll von zwei Gemeinden vergleich-
barer Größe und Infrastruktur ausgerechnet diejenige mit einem stärkeren Wachstum nach unten 
gruppiert werden. Im Falle Nordrhein-Westfalens fällt das Beispiel der Stadt Paderborn besonders 
auf: Nach den zum Programmjahr 2018 aktualisierten Gebietskulissen für das dortige Wohnraumför-
derprogramm ist die Stadt Paderborn „aufgestiegen“ in die höchste Kategorie in Bezug auf das 
Mietenniveau (Mietenstufe 4 von 4 bzw. 5, da eine Sonderkategorie für M 4+ für die Städte Köln, 
Düsseldorf, Münster und Bonn existiert). Im vorliegenden Entwurf wird die Stadt Paderborn für das 
Wohngeld dagegen lediglich der Mietenstufe II (von nunmehr VII) zugeordnet.  
 
Als weiteres Beispiel sei auf die Ostfriesischen Inseln (Borkum, Norderney, Juist, Baltrum, Spiekeroog, 
Wangerooge, Langeoog) verwiesen, welche aufgrund ihrer Gemeindestruktur einen stark angespann-
ten Wohnungsmarkt und ein damit verbundenes hohes Mietniveau aufweisen. Dies belegt auch die 
Aufnahme der genannten Gemeinden in die Gebietskulisse der am 01.12.2016 in Kraft getretenen 
Niedersächsischen Mieterschutzverordnung. Gleichwohl werden die genannten Gemeinden, da klei-
ner 10.000 Einwohner, den zugehörigen Landkreisen Leer, Aurich, Wittmund und Friesland und damit 
der Mietenstufe I zugeordnet. Dies entspricht in keiner Weise den tatsächlichen Anforderungen.  
 
Auffällig ist überdies, dass von den 39 vorgesehenen Kommunen der neuen Mietenstufe VII allein 34 
und damit 87,2 % in Bayern liegen, drei in Schleswig-Holstein (7,7 %) und nur je eine in Baden-
Württemberg und Hessen (je 2,6 %). Insbesondere die Zuordnung der drei schleswig-holsteinischen 
Kommunen zu Mietenstufe VII (Ahrensburg, Barsbüttel, Schenefeld) verwundert, während beispiels-
weise Städte wie Frankfurt am Main (ebenso wie Offenbach), Darmstadt oder Stuttgart und Freiburg 
der Stufe VI zugeordnet sind. Ebenso irritiert beispielsweise, dass eine Stadt mit deutlichen Steige-
rungen in den vergangenen Jahren wie Ingolstadt vergleichbar eingestuft ist wie Bremen – Stufe IV. 
Die Aufzählung nicht nachvollziehbarer Zuordnungen ließe sich problemlos fortsetzen.  
 
Im Zusammenhang mit einer Reihe von Ermächtigungsgrundlagen des Bundes im Mietrecht (Miet-
preisbremse, Kappungsgrenze, Kündigungssperrfrist), die bei Anwendung durch die Länder die 
Identifizierung von Gebieten mit angespannten Wohnungsmärkten erfordert, liegen zum Teil sehr 
differenzierte und vergleichbar aktuelle Gebietskulissen vor. Ähnliche regionale Wohnungsmarktdif-
ferenzierungen liegen überdies in einigen Ländern auch im Bereich der Wohnraumförderprogramme 
vor. Bei einem Vergleich dieser Gebietskulissen fallen zum Teil eklatante Widersprüche zu den Kate-
gorisierungen beim Wohngeld auf.  

zu § 14 Abs. Nr. 19 a: 
Steuerfreie wiederkehrende Bezüge von juristischen Personen sollten – unabhängig von der bisher 
durchaus unterschiedlichen Auslegung der Rechtslage bis zum aktuellen WoGG 2016 – aus systemati-
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schen Gründen freigestellt werden: Seit 2001 wird wohngeldrechtlich das Einkommen positiv defi-
niert aus steuerpflichtigen Einkünften nach § 2 EStG und einem Katalog in § 14 Abs. 2 WoGG von 
steuerfreien Einnahmen. Ein Grund für diese Systematik war, dass bis dahin jede neue Leistung aus 
öffentlichen Haushalten wohngeldrechtlich erfasst wurde und so der gesetzgeberische Wille ohne 
schnelle Anpassung des WoGG konterkariert wurde. Dies wollte der Gesetzgeber mit der jetzigen 
Einkommenssystematik vermeiden. 

Eine Einbeziehung der juristischen Personen hat eben nicht nur zur Folge, dass der im Entwurf ge-
nannte Beispielsfall gemeinnütziger Stiftungen erfasst wird, sondern dass künftig alle steuerfreien 
sonstigen Einkünfte dem Gesetzeswortlaut nach darunter fallen. Der Katalog in § 3 EStG ist hier un-
übersichtlich groß. Jede staatliche Leistung, die nicht per Gesetz anrechnungsfrei bei anderen 
Sozialleistungen gestellt wurde, würde künftig Einkommen werden. Beispielhaft sind ferner kommu-
nale Freiwilligkeitsleistungen zu nennen, die nicht der Senkung der Wohnkosten dienen (die letzteren 
sind bereits jetzt  nach § 11 WoGG von der Miete bzw. Belastung abzusetzen). 

zu § 14 Abs. Nr. 19 b: 
Die Implementierung eines Freibetrages wird grundsätzlich begrüßt. Die Zielrichtung ist verständlich 
und klar. Die Ausformulierung ist es hingegen nicht. Ausgeschlossen von der Privilegierung sollen 
Zuwendungen unterhaltspflichtiger Personen sein. Laut Begründung auf Seite 74 sollen hingegen 
Zuwendungen in Form eines monatlichen Taschengeldes von den Großeltern an die Enkel privilegiert 
sein. Das BGB kennt in § 1601 die Unterhaltspflicht von Verwandten in gerader Linie. Dies beinhaltet 
auch die Ebene Großeltern und Enkel. Der Gesetzgeber sollte somit eine notwendige Präzisierung auf 
Unterhaltspflichtige ersten Grades vornehmen. 
 
Die Anknüpfung des neuen Freibetrages von 480 Euro an die Unterhaltspflicht bei natürlichen 
Personen führt zu einem höheren Verwaltungsaufwand, da eine entsprechende Prüfung bei der 
Anwendung von § 14 Abs. 2 Nr. 19 bisher nicht erforderlich war. In Fällen, in denen ein grundsätzlich 
gesetzlich zum Unterhalt Verpflichteter (z.B. Elternteil) freiwillig Unterhalt leistet (z.B. bei Zweitaus-
bildung des Kindes) drohen aufwändige Streitigkeiten mit den Wohngeldbehörden.  

Kritisch sehen wir hier auch die Gesetzesbegründung, wonach Unterhalt der Eltern – entgegen dem 
künftigen Gesetzeswortlaut – unabhängig von der Unterhaltspflicht (freiwilliger Unterhalt von Eltern, 
die [...] nicht mehr zum Unterhalt verpflichtet sind) in voller Höhe anzurechnen ist. Hier dürften sich 
in der Verwaltungspraxis weitere Probleme ergeben. Den Freibetrag nur bei Zuwendungen von 
gemeinwohlorientierten Organisationen zu gewähren, würde dem beabsichtigten Ziel, 
bürgerschaftliches Engagement zu würdigen, ausreichend Rechnung tragen. 

zu § 28: 
Die geplante Änderung des § 28 WoGG sollte dahingehend ausgedehnt werden, dass auch ein Wech-
sel des Wohnraums „zwischen Pflege- und Betreuungseinrichtungen oder ... innerhalb derselben 
Gemeinde“ nicht als Nutzungsaufgabe gilt. Hier gibt es aufgrund der bisher eintretenden Unwirksam-
keit massiv Probleme, obwohl materiell aufgrund des weiterhin anzusetzenden Miethöchstbetrages 
sich durch den „Umzug“ kein anderes Wohngeld ergibt, auch wenn es sich formal um eine andere 
Pflege- und Betreuungseinrichtung handelt. 

zu § 39: 
Die gewählte Formulierung einer bei „Bedarf zeitnahen Anpassung“ ist ausgesprochen vage und da-
mit weit entfernt von der vielfach von der Praxis geforderten und notwendigen zeitnahen und 
regelmäßigen Dynamisierung. Der DST und der DStGB fordern weiterhin eine unmittelbare Umset-
zung einer konkreten Dynamisierungsregelung. 
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zu Anlage 1 zu § 19 Abs. 1: 
Die Änderung der hinterlegten Werte für die Parameter „a“, „b“ und „c“ wird zu einer Erhöhung des 
durchschnittlichen Wohngeldes führen. Dies ist eindeutig zu begrüßen. 
 
Die Ausführung auf Seite 61 zu den Wirkungen der Wohngelderhöhung in Bezug auf die „Transfer-
entzugsrate“ führen jedoch voraussichtlich nicht zu einer Situation, in der das Wohngeld 
konkurrenzfähig zum SGB II oder SGB XII wird. Nach wie vor wird eine Person mit Erwerbseinkom-
men durch die Absetzungsbeträge im SGB II und SGB XII sehr deutlich privilegiert. Auf Basis des 
vorliegenden Entwurfs dürfte dieser Zustand auch über den 1. Januar 2020 bestehen bleiben. Auf 
diese Weise gelingt es nicht, diesen Personenkreis, der bei Erwerbsfähigkeit in Transferleistungen 
(SGB II/XII) bezieht, in das Wohngeld zu überführen.  
 
zu § 42b: 
Die Übergangsregelung wird begrüßt. Dies gilt insbesondere für die Absicht des Gesetzgebers, dass 
zum Inkrafttreten des Wohngeldstärkungsgesetzes alle Wohngeldberechtigten in den Genuss der 
höheren Leistungen kommen sollen, und zwar ohne gesonderte Antragstellung. Außerdem begrüßen 
wir die Vorschrift des § 42b Abs. 1 S. 3 WoGG-E, die vorschreibt, dass es bei dem bereits beschiede-
nen Wohngeld verbleibt, sofern sich durch die Novelle kein höheres Wohngeld ergibt. Ansonsten 
würden den Menschen bereits zugestandene Leistungen wieder entzogen. 

Folgende Punkte sollten noch in einer Wohngeldnovelle aufgegriffen werden: 

 Es fehlt eine Privilegierung von Einkünften nach dem Betriebsrentenstärkungsgesetz ent-
sprechend den Regelungen im SGB XII. Hier sind sonst dauerhafte Entzüge in Richtung SGB 
XII vorprogrammiert. 

 Ebenso bedarf das Wohngeldgesetz eines Gegenstücks zu den Absetzungsbeträgen beim Er-
werbseinkommen im SGB II und SGB XII. Die Begründung ist an anderer Stelle vielfach 
geliefert worden. 

 Der Absetzungsbetrag für Alleinerziehende muss mindestens die gleiche Höhe haben wie die 
Regelung im SGB II. Dort wird bei einer Alleinerziehenden ein Mehrbedarf von 152,64 Euro 
mtl. gewährt. Das entspricht 1.831,68 Euro jährlich und ist somit deutlich oberhalb der Rege-
lung im Wohngeldgesetz. 

 Im Entwurf des Familienstärkungsgesetzes wird beim Kinderzuschlag das Einkommen des 
Kindes (z.B. Unterhaltsvorschuss) spürbar privilegiert. Zur Stärkung der Familien im Wohn-
geld sollte auch hier eine analoge Regelung Anwendung finden. Gleichzeitig würde die 
Wirkung von Kinderzuschlag (KIZ) in der Kombination mit Wohngeld verstärkt und die Ab-
grenzung zum SGB II deutlicher werden. 

 Wir weisen zudem darauf hin, dass die Erweiterung des Personenkreises beim Wohngeld 
auch unmittelbare Auswirkungen auf das zum 1. Januar 2019 in Kraft getretene Gesetz zur 
Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung hat und zu er-
heblichen finanziellen Folgen durch die Umstellung der Beitragsregelungen in den 
Kommunen führen wird. Wir erwarten, dass die Einnahmeverluste in vollem Umfang durch 
die Länder im Rahmen der Konnexitätsregelungen ausgeglichen werden. 

Im Übrigen wird auf die bereits vorhandenen Ausführungen im Erfahrungsbericht zur Durchführung 
des Wohngeldes 2017 und 2018 verwiesen. 

Wie in den Ausführungen des Erfahrungsberichtes bereits dargestellt, sind in den letzten Jahren 
einige Veränderungen im Wohngeldvollzug eingebaut worden, die zu einem deutlich höheren 
Beratungsbedarf und zusätzlichem Verwaltungsaufwand geführt haben.  

Die Bearbeitung der Wohngeldfälle wird durch die sehr speziellen Lebenssituationen der 
Antragstellerinnen und Antragsteller immer schwieriger. Durch die Komplexität einer deutlich 
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höheren Anzahl an Fällen erhöht sich der Bearbeitungsaufwand stetig, deshalb müssen zusätzliche 
durch den Gesetzesvollzug entstehende Aufwände dringend vermieden werden. 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

Hilmar von Lojewski Norbert Portz 
Beigeordneter Beigeordneter 

des Deutschen Städtetages Deutscher Städte- und Gemeindebund 
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Präambel

Der GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilien- 
unternehmen e.V. vertritt als größter deutscher Branchendachver-
band bundesweit und auf europäischer Ebene rund 3.000 kommu-
nale, genossenschaftliche, kirchliche, privatwirtschaftliche, landes- 
und bundeseigene Wohnungsunternehmen.  

Sie bewirtschaften rd. 6 Mio. Wohnungen, in denen über 13 Mio. 
Menschen wohnen. Rund 61 % der deutschen Sozialwohnungen 
und fast 30 % aller Mietwohnungen in Deutschland werden von  
unseren Unternehmen bewirtschaftet. 
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1
Einleitung

Der vorgelegte Referentenentwurf zur Stärkung des Wohngeldes 
dient der Umsetzung der auf dem Wohngipfel am 21. Septem-
ber 2018 vereinbarten Verbesserung des Wohngeldes. Demnach 
werden die Mittel für Wohngeld durch Bund und Länder auf insge-
samt 1,185 Mrd. EUR in 2020 aufgestockt.  

Der GdW teilt die im allgemeinen Teil des Entwurfs dargelegte  
Begründung, dass das Wohngeld nur dann seinen Zweck erfüllen 
könne, wenn es in gewissen Zeitabständen zeitnah an die Miet- und 
Verbraucherpreisentwicklung angepasst wird. So sind seit der letzten 
Wohngeldanpassung im Jahr 2016 die Mieten der Wohngeld- 
empfänger/innen ebenso gestiegen wie die Verbraucherpreise.  

Insofern begrüßt es der GdW ausdrücklich, dass mit der Stärkung des 
Wohngeldes in 2020 das Wohngeld erstmalig in einem kürzeren 
Zeitabstand angepasst wird, als dies noch in der Vergangenheit der 
Fall war. 

Ähnlich wie schon im Rahmen der Beratungen zur Anpassung des 
Wohngelds im Jahr 2016 muss es darum gehen, die Zahl der  
Wechslerhaushalte von Wohngeld zu SGB II und den damit verbun-
denen  "Drehtüreffekt" zu vermeiden. Dies gelingt auch mit diesem 
Entwurf trotz der im Referentenentwurf vorgesehenen Erhöhung des 
Leistungsniveaus und der Einführung einer zusätzlichen Mietenstufe 
VII nicht.

So profitieren von der Wohngelderhöhung rd. 660.000 Haushalte, 
davon 180.000 Haushalte, die durch die Reform erstmals oder wie-
der einen Wohngeldanspruch erhalten. Jedoch wird die Anzahl der 
Wohngeldempfängerhaushalte bis 2022 auf rd. 600.000 Haushalte 
absinken (vgl. AI3). Insofern wäre für eine nachhaltige und dauer-
hafte Stärkung des Wohngeldes die Aufnahme einer Dynamisie-
rungsregelung, wie im Rahmen des SGB II, zwingend erforderlich. 
Der systematische Unterschied zwischen Wohngeld und SGB II ist  
insofern nicht nachvollziehbar.

Ebenso halten wir eine Klimakomponente nach wie vor für erforder-
lich.
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2
Im Einzelnen

2.1
Evaluation

Der Referentenentwurf sieht in § 39 Abs. 1 Satz 1 vor, dass die 
Höchstbeträge für Miete und Belastungen, die Mietenstufen und  
die Höhe des Wohngeldes alle zwei Jahre zu überprüfen sind und 
– neu – "bei Bedarf zeitnah" anzupassen ist.   

Mit der Neuregelung soll eine Anpassung des Wohngeldes alle zwei 
Jahre erfolgen.

Die nunmehrige Änderung geht "in die richtige Richtung". 

Das Wohngeld wird seinen Zweck, angemessenes und familienge-
rechtes Wohnen wirtschaftlich zu sichern, nur dann erfüllen können, 
wenn es in gewissen Zeitabständen regelmäßig an die Miet- und Ein-
kommensentwicklung angepasst wird. In diesem Zusammenhang  
hebt die Begründung des Referentenentwurfs hervor, dass durch 
eine zeitnahe Anpassung des Wohngeldes das Hin- und Herwechseln 
von Leistungsberechtigten zwischen der Grundsicherung für Arbeits-
suchende und der Sozialhilfe, die jährlich angepasst wird, und dem 
Wohngeld vermieden wird (sog. "Drehtüreffekt").   

Dieser Drehtüreffekt wird jedoch auch durch diese Änderung nicht 
vermieden. Nach der Begründung des Gesetzes wird sich die Anzahl 
der Wohngeldempfängerhaushalte bis 2022 auf rd. 600.000 Haus-
halte reduzieren – also schon zwei Jahre nach der geplanten Geset-
zesänderung.  

Insofern ist die Änderung "halbherzig".  

Ohne eine Dynamisierung, wie sie im Rahmen des SGB II für die  
Kosten der Unterkunft vorgesehen ist, werden gerade diejenigen  
benachteiligt, die nicht dauerhaft, sondern befristet beschäftigt sind 
und an der "Schnittstelle" zwischen Wohngeld und SGB II über ein 
schwankendes Einkommen verfügen. Insbesondere diese Haushalte 
wechseln zwischen Wohngeld und SGB II-Bezug und verursachen  
ungewollt einen erhöhten Verwaltungsaufwand. 

Deshalb muss es Ziel sein, wesentlich mehr Haushalte als bisher  
dauerhaft aus der Bedürftigkeit nach dem SGB II herauszuholen und 
so die positiven Effekte des Wohngeldes zu nutzen. 

Dies gelingt allein durch eine Annäherung der Leistungsgrundsätze 
im Wohngeld und den Unterkunftskosten nach SGB II. Wie schon bei 
den Kosten der Unterkunft bei SGB II muss auch beim Wohngeld 
eine jährliche Anpassung an die Preis- und Lohnentwicklung gesetz-
lich vorgeschrieben werden. 
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Der GdW fordert daher,  

dass das Wohngeld auf Basis eines gesetzlich fixierten  
Indexes angepasst wird. Wie die Kosten der Unterkunft nach 
SGB II muss auch das Wohngeld an die jährliche Preis- und 
Lohnentwicklung angepasst werden. 

Hilfsweise wird gefordert,  

die Wörter "bei Bedarf zeitnah" zu streichen. 

Die im Referentenentwurf vorgesehene Regelung, dass bei "Bedarf" 
eine zeitnahe Anpassung erfolgen soll, ist unbestimmt. Sollen die 
auch in dem Referentenentwurf vielfältig vorgetragenen positiven  
Effekte des Wohngeldes nachhaltig zum Tragen kommen, so muss 
eine Anpassung erfolgen. Eine Auslegung des "Bedarfs" hat hier zu 
unterbleiben. 

2.2
Berücksichtigung der Heizkosten

Im Rahmen der letzten Änderung des Wohngeldes im Jahr 2016 
wurde eine gestiegene Bruttowarmmiete bei der Leistungserhöhung 
durch eine entsprechende Erhöhung der Tabellenwerte des Wohn-
geldes berücksichtigt. Die Tabellenwerte des Wohngeldes wurden an 
die Entwicklung der Bruttokaltmiete angepasst.  

Allerdings haben wir seinerzeit darauf hingewiesen, dass die Pau-
schalierung der Heizkosten in den einzelnen Tabellenwerten nicht die 
unterschiedlichen Kosten in den Regionen bzw. die unterschiedlichen 
Beheizungsformen berücksichtige und dies zu Ungerechtigkeiten 
führe. Auch ist es nicht nachvollziehbar, warum beim Wohngeld die 
Heizkosten strukturell anders berücksichtigt werden als bei den  
Kosten der Unterkunft. Auch hier brauchen wir einen Gleichklang 
zwischen Wohngeld und KdU, um den Drehtüreffekt zu vermeiden. 

Der GdW fordert, 

die Heizkosten bei der Berechnung des Wohngeldes sowie 
die sonstigen Kosten Energie gesondert durch eine Heiz- und 
Energiekostenkomponente zu berücksichtigen und – etwa im 
Rahmen einer Verordnung – flexibel anzupassen. Mindestens 
sollten diese Kosten jedoch indexiert werden. 

2.3
Einführung einer zusätzlichen Mietenstufe VII  

  

Der GdW begrüßt die Einführung einer zusätzlichen Mietenstufe VII 
ausdrücklich. Hierdurch wird der immer stärkeren Mietenspreizung 
Rechnung getragen. Allerdings erscheint die Zuordnung zu den ein-
zelnen Mietenstufen z. T. als wenig transparent. Es erscheint nicht 
klar, warum trotz ähnlicher Ausgangswerte etwa Xanten in die Mie-
tenstufe III und Warendorf in die Stufe II eingeteilt wurde. Dies gilt 
etwa auch für den Abstand zwischen Mönchengladbach (III) und 
Düsseldorf (VI).  
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Berlin, Februar 2019 

Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung des 
Wohngeldes (Wohngeldstärkungsgesetz – WoGStärkG) 

A. Einleitung 

Haus & Grund Deutschland begrüßt die Reform des Wohngeldes durch den vorgelegten Entwurf des Wohn-
geldstärkungsgesetzes. Das Wohngeld als staatlicher Miet- oder Lastenzuschuss für Mieter bzw. selbstnut-
zende Eigentümer hilft, die Wohnkostenbelastung der Haushalte auf ein durchschnittliches Maß zu senken. 
Durch die Reform soll das Wohngeld an die jeweiligen allgemeinen und individuellen Lebensbedingungen 
angepasst und zielgenau einkommensschwache Haushalte deutschlandweit unterstützt werden. Damit setzt 
die Bundesregierung ein wichtiges Ziel des Koalitionsvertrags um. 

Durch die Reform soll das Wohngeld insgesamt erhöht, die Mietenstufen neu festgelegt und ergänzt sowie die 
Höchstbeträge für Miete und Belastung regional gestaffelt angehoben werden. Damit wird der Entwicklung 
begegnet, dass die Mieten in angespannten Wohnungsmärkten überdurchschnittlich stark steigen und zuletzt 
eine zunehmende Mietenspreizung in den Regionen zu beobachten war. Allerdings lässt sich bezweifeln, dass 
die optimistische Prognose des BMI zum Anstieg der Empfängerhaushalte tatsächlich auch eintritt. 

Leider wird das Wohngeld mit dem Gesetzentwurf jedoch nicht dauerhaft und automatisch dynamisiert. Es 
wird lediglich die Grundlage für eine regelmäßige Überprüfung des Wohngeldes geschaffen. Das sozialpoliti-
sche Problem des sogenannten „Drehtüreffekts“ wird so nicht effektiv bekämpft. 

B. Wohngeldanpassung 

Die im Entwurf ausgeführten Leistungsverbesserungen stellen die wohnungs- und sozialpolitischen Zielset-
zungen des Wohngeldes weitestgehend wieder her. Die Wohngeldanpassung geschieht durch den Gesetz-
entwurf in vier wesentlichen Teilschritten: 

 Ausweitung der Wohngeldleistungen durch eine Überarbeitung der Wohngeldformel 

 Anhebung der regional gestaffelten Miethöchstbeträge 

 Einführung einer weiteren Mietenstufe 

 neue Festlegung der Mietstufen 

Haus & Grund Deutschland begrüßt, dass damit die Höchstbeträge bzw. die Belastungen bei selbstnutzenden 
Eigentümern bei der Wohngeldberechnung angehoben werden und damit regional differenziert auf die Ent-
wicklung der Mieten und Verbraucherpreise reagiert wird. Allerdings bestehen Zweifel, ob die optimistische 
Prognose im Gesetzentwurf zur Entwicklung der Anzahl der Wohngeldhaushalte tatsächlich auch eintritt. 
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Schon bei der Wohngeldreform 2016 wurden die Prognosen nicht erreicht. Es bleibt zu befürchten, dass mit 
der aktuellen Reform das Reformniveau von 2016 nicht wieder erreicht wird.  

Für die Berechnung des Wohngeldes sind die Mietstufen elementar, da sie sich am lokalen Mietenniveau der 
Städte und Gemeinden orientieren, bei denen die Kosten für Wohnraum erheblich voneinander abweichen 
können. Die Bestimmung der Mietstufen auf Basis der Statistik der Wohngeldanträge gibt das lokale Miet-
preisgefüge aber nur ungenügend wieder. Haus & Grund fordert eine Bestimmung der Mietstufen anhand der 
ortsüblichen Vergleichsmiete einer Stadt oder Gemeinde. 

Haus & Grund Deutschland begrüßt die automatische Anpassung alter, aber noch gültiger Wohngeldbeschei-
de nach Inkrafttreten der Wohngeldreform, sodass auch Wohngeldempfänger mit alten Bescheiden ohne 
Mehraufwand von den Neuregelungen profitieren können.  

C. Dynamisierung des Wohngeldes 

Eine wirkliche Dynamisierung des Wohngeldes bleibt in dem vorliegenden Gesetzentwurf leider aus. Die 
durch Änderung des § 39 Wohngeldgesetz vorgesehene regelmäßige Überprüfung des Anpassungsbedarfs 
des Wohngeldes kann eine automatische Anpassung an die Mieten- und Einkommensentwicklung nicht erset-
zen. 

In jedem Jahr mit unverändertem Wohngeld wächst die Wohnkostenbelastung und die Reichweite des Wohn-
geldes sinkt. Eine Analyse des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung zur Entwicklung der Emp-
fängerzahlen nach der Wohngeldreform 2009 zeigt deutlich, dass das Wohngeld rasch wieder an Reichweite 
verliert und die Empfängerzahlen sinken – bis zur nächsten Wohngeldreform. Vor allem ältere Menschen und 
Familien mit Kindern als Wohngeldempfänger müssen so alljährlich auf die politische Bereitschaft für eine 
zeitnahe Anpassung hoffen, anstatt mit einer regelmäßigen Anpassung planen zu können. 

Der Drehtüreffekt, also der regelmäßige Wechsel zwischen Anspruch auf Wohngeld und der Grundsicherung, 
belastet die betroffenen privaten Haushalte und die Verwaltung. Er stellt ein großes Problem der deutschen 
Sozialpolitik dar. Durch die jährliche Anhebung der Regelsätze wechseln in jedem Jahr Haushalte in die 
Grundsicherung und werden dann erst wieder durch eine Reform zurückgeholt. Der gleiche Effekt ergibt sich 
durch steigende Preise und Einkommen. Deswegen ist eine regelmäßige und automatische Anpassung des 
Wohngeldes notwendig. Die zurückliegenden Wohngeldreformen kamen in unregelmäßigen und zu langen 
Zeitabständen (zuletzt 1990, 2001, 2009 und 2016). 

Haus & Grund Deutschland fordert, dass das Wohngeld regelmäßig und automatisch an einen gesetzlich  
fixierten Index gekoppelt wird sowie dass die Mietstufen entlang der ortsüblichen Vergleichsmiete dynamisiert 
werden. Wie auch die Kosten der Unterkunft nach SGB II sollte auch das Wohngeld an die jährliche Preis- und 
Lohnentwicklung angepasst werden. 

Fazit 

Das Wohngeld ist ein wichtiger Bestandteil im Gesamtsystem der wohnungspolitischen Instrumente. Es leistet 
einen Beitrag für bezahlbares Wohnen in Deutschland. Die angesichts der Wohnungsmarktsituation dringend 
gebotene Reform ist ein wichtiger Schritt, um das Leistungsniveau zu stärken und die Reichweite des Wohn-
geldes zu erhöhen. Leider verpasst der Entwurf eine seit längerem diskutierte Dynamisierung des Wohngel-
des. Somit bleibt es bei einer Aktualisierung – die Weiterentwicklung des Wohngeldes bleibt aus. 
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Haus & Grund Deutschland 

Haus & Grund ist mit rund 900.000 Mitgliedern der mit Abstand größte Vertreter der privaten Haus-,  
Wohnungs- und Grundeigentümer in Deutschland. Die Haus & Grund-Mitglieder bieten über 10 Millionen  
Mietern ein Zuhause. Den Zentralverband mit Sitz in Berlin tragen 22 Landesverbände und über 900 Vereine. 

Als Mitglied der Union Internationale de la Propriété Immobilière (UIPI) engagiert sich  
Haus & Grund Deutschland auch für den Schutz des privaten Immobilieneigentums in der  
Europäischen Union. 

Volkswirtschaft l iche Bedeutung der privaten Immobil ieneigentümer 

 Die privaten Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer in Deutschland verfügen über rund 33,3 Millionen 
Wohnungen, also über 80,6 Prozent des gesamten Wohnungsbestandes.  

 Sie bieten 66 Prozent aller Mietwohnungen an. 

 Sie bieten knapp 30 Prozent aller Sozialwohnungen an. 

 Sie stehen für 76 Prozent des Neubaus von Mehrfamilienhäusern. 

 Sie investieren jährlich über 95 Milliarden Euro in ihre Immobilien.  

 Diese Summe entspricht der Hälfte der Umsätze der Bauindustrie mit ihren 2,2 Millionen Beschäftigten.  

 Unter Berücksichtigung der positiven Beschäftigungseffekte in weiteren Branchen sichern oder schaffen 
diese Investitionen jährlich insgesamt 1,8 Millionen Arbeitsplätze.  
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Vorbemerkung  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf zur Stärkung des Wohngeldes, der auf den Koalitionsvertrag 

zwischen Union und SPD zurückgeht, sollen Haushalte mit niedrigem Einkommen bei den Wohnkos-

ten stärker entlastet werden. Hierzu sollen die Parameter der Wohngeldformel angepasst werden, 

sodass mehr Menschen einen Anspruch auf Wohngeld haben. Außerdem soll zusätzlich eine Mieten-

stufe VII eingeführt werden, damit auch das höhere Mietniveau in manchen Gemeinden berücksich-

tigt wird. Durch eine Anpassung der begünstigungsfähigen Miethöhen sollen diese an den Anstieg 

der Mieten angepasst werden. 

Dies ist aus Sicht des Immobilienverbandes IVD Bundesverband der Immobilienberater, Makler Ver-

walter und Sachverständigen, der derzeit die Funktion des geschäftsführenden Verbandes der Bun-

desarbeitsgemeinschaft (BID) hat, grundsätzlich zu begrüßen. Gerade in Zeiten, in denen die Wohn-

kosten schneller steigen als die Nettolöhne, ist eine zeitnahe Anpassung der maßgeblichen Parame-

ter notwendig. Das Wohngeld ist eine wichtige Sozialleistung, die sehr zielgenau wirkt und den Men-

schen direkt zu Gute kommt. Das Wohngeld sollte es den Menschen ermöglichen, ihren Lebensun-

terhalt aus eigenem Einkommen zu decken, ohne Grundsicherung in Anspruch nehmen zu müssen. 

Außerdem stabilisiert das Wohngeld die Wohnquartiere und hilft, deren soziale Durchmischung zu 

erhalten.  

Langfristig sollten jedoch sämtliche Systeme der sozialen Sicherung (Transferleistungen) in einem 

einheitlichen System zusammenführt werden. Dies würde die sozialen Sicherungssysteme transpa-

renter machen, den Verwaltungsaufwand verringern und es den Menschen erleichtern, die erforder-

liche Unterstützung in Anspruch zu nehmen. 

1. Kosten für Energie 

Ein Problem stellen die Kosten für Heizung und Energie dar. Nach § 9 Abs. 1 WoGG ist unter der Mie-

te das vereinbarte Entgelt einschließlich Umlagen, Zuschlägen und Vergütungen gemeint. Den Begriff 

der Umlagen sollte man entsprechend der mietrechtlichen Terminologie durch denjenigen der Be-

triebskosten ersetzen. 

Allerdings gehören nach Absatz 2 Nrn. 1- 3 des § 9 WoGG Heizkosten und Kosten für die Erwärmung 

von Wasser, Kosten der eigenständig gewerblichen Lieferung von Wärme und Warmwasser nicht zu 

der maßgeblichen Miete.   

Dies ist nicht angemessen. Gerade Bezieher von Wohngeld leben häufig in Wohnungen, die noch 

nicht energetisch saniert sind. Aus diesem Grund ist zwar die Kaltmiete relativ gering, dafür sind aber 

häufig die Kosten für die Heizung besonders hoch.  

Die Vorschrift des § 9 Abs. 2 WoGG sollte daher dahingehend geändert werden, dass bei der Ermitt-

lung der Miete auch die Heizkosten und die Kosten für die Erwärmung von Wasser berücksichtigt 

werden sowie die Kosten der eigenständigen gewerblichen Lieferung von Wärme und Warmwasser. 
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In vielen Fällen wird das Warmwasser nicht mehr zentral von dem Vermieter geliefert, sondern de-

zentral von dem Mieter in seiner Wohnung mit Hilfe von elektrischen Boilern oder Durchlauferhit-

zern erzeugt. Um diese Mieter nicht schlechter zu behandeln, sollten auch diese Kosten – zusätzlich 

zu der Miete – berücksichtigt werden. Hierzu könnte ein bestimmter Anteil der Stromkosten pau-

schal angesetzt werden.  

Um zu verhindern, dass aufgrund der Übernahme der Heizkosten nicht verschwenderisch mit der 

Energie umgegangen wird, wäre eine Begrenzung denkbar.  

2. Mietenstufen 

Es ist nicht ausreichend zielgenau, wenn für große Gemeinden und Großstädte nur eine einzige Mie-

tenstufe ausgewiesen wird. In Großstädten wie beispielsweise Berlin zerfällt der Mietmarkt in Wahr-

heit in mehrere Teilmärkte mit einem unterschiedlichen Mietniveau. In großen Gemeinden und ins-

besondere in Großstädten sollten deshalb mehrere Mietenstufen gelten, die anhand der statistischen 

Daten sachgerecht zu differenzieren sind. Anderenfalls würden Mieter ggf. gezwungen, aus dem bis-

her von ihnen bewohnten Stadtviertel in eine Gegend mit niedrigeren Mieten umzuziehen.  

Außerdem sollte die Anzahl der Mietenstufen weiter erhöht werden, um die Miethöhen realitätsge-

rechter abzubilden.  

Immobilienverband Deutschland IVD 

Bundesverband der Immobilienberater, 

Makler, Verwalter und Sachverständigen e.V. 

Präsident: Jürgen Michael Schick 

Bundesgeschäftsführerin: Sun Jensch 

Littenstraße 10  10179 Berlin 

Tel. 030 - 27 57 26-0 

www.ivd.net 

http://www.ivd.net
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I. ZUSAMMENFASSUNG 
Bezahlbarer Wohnraum wird für viele Verbraucherinnen und Verbraucher1 immer mehr 
zum Problem. Nicht nur die ortsüblichen Vergleichsmieten2, sondern auch die Neben- 
und Betriebskosten steigen in Städten und Gemeinden an.  

Vor diesem Hintergrund begrüßt der vzbv die Anpassungen des Wohngeldgesetzes 
(WoGG) und der Wohngeldverordnung (WoGV) im Rahmen des Wohngeldstärkungs-
gesetzes (WoGStärkG).  

Der vorliegende Referentenentwurf zum WoGStärkG knüpft an die bisherige Praxis an, 
die Parameter der Wohngeldformel pauschal zu erhöhen, ohne die systemischen Prob-
leme des Gesetzes anzufassen. Der vzbv plädiert dafür, das WoGStärkG an den aktu-
ellen Gegebenheiten des Immobilienmarktes und den realen Entwicklungen der Ein-
kommens- und Verbraucherpreise auszurichten. Ansonsten droht die geplante Novel-
lierung zum 1.1.2020, mit der das Leistungsniveau und die Reichweite des Wohngel-
des gestärkt werden sollen, nach kurzer Zeit zu verpuffen. 

Der vzbv fordert: 

 Miethöchstbeträge, Einkommensgrenzen und Wohngeldleistungen zu dynamisie-
ren; 

 die Mietenstufen an der Vergleichsmiete auszurichten; 

 dynamische Heizkosten- und Energiekostenkomponenten sowie 

 eine Klimakomponente im Rahmen energetischer Sanierungen einzuführen. 

II. EINLEITUNG 
Gemäß Statistischen Bundesamt lag 2017 der Anteil am verfügbaren Haushaltsnetto-
einkommen, der für Wohnkosten aufwendet werden musste, bei durchschnittlich 26 
Prozent. Dagegen mussten Wohngeld-Empfänger im Mittel deutlich mehr als 40 Pro-
zent ihres Nettoeinkommens für Miete ausgeben. Haushalte, bei denen die Miete rela-
tiv zum Einkommen besonders hoch ist, werden vom Wohngeld adressiert. 

Vor diesem Hintergrund begrüßt der vzbv ausdrücklich die Stärkung des Wohngeldes 
durch das WoGStärkG, da die Zahl der Empfänger seit der letzten Reform 2016 stark 
rückläufig ist. Ende 2017 erhielten rund 590.000 einkommensschwache Haushalte 
Wohngeld, das sind 40.000 Haushalte weniger als im Jahr zuvor. Im Durchschnitt wur-
den 153 Euro Wohngeld an die betroffenen Haushalte gezahlt. 

___________________________________________________________________________________________ 

1 Die gewählte männliche Form bezieht sich immer zugleich auf weibliche und männliche Personen. Wir bitten um Ver-
ständnis für den weitgehenden Verzicht auf Doppelbezeichnungen zugunsten einer besseren Lesbarkeit des Textes. 

2 2017 sind die ortsüblichen Vergleichsmieten laut dem F+B-Mietspiegelindex um 2,1 Prozent gestiegen. Diese Daten 
beziehen sich auf Gemeinden mit mindestens 20.000 Einwohnern und veröffentlichten Mietspiegeln. Vgl. F+B-Miet-
spiegelindex, 2017, https://www.f-und-b.de/beitrag/fb-mietspiegelindex-2017-veroeffentlicht.html, 1.2.2019. 

https://www.f-und-b.de/beitrag/fb-mietspiegelindex-2017-veroeffentlicht.html
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Zur Entlastung einkommensschwacher Haushalte kommt dem Wohngeld als Instru-
ment der individuellen Subjektförderung große Bedeutung zu. Die Wohnkostenbelas-
tung nimmt in Deutschland immer mehr zu und neuer Wohnraum ist für viele Verbrau-
cher kaum noch finanzierbar. In Berlin liegt die durchschnittliche Mietbelastungsquote 
für Neubauten laut aktuellen Berechnungen bei 41,3 Prozent3. Dass trotz steigender 
Bestands- und Neubaumieten die Zahl der Wohngeldempfänger von fast 800.000 in 
2016 auf rund 550.000 in 2018 gefallen ist4, zeigt die strukturellen Probleme der Bezu-
schussung. Der Anstieg der Mieten, die Fixierung der Höchstbeträge in den Mietstufen 
und die steigenden Verbraucherpreise führen dazu, dass viele Antragsberechtige aus 
der Förderung herausfallen, obwohl diese darauf angewiesen sind. Außerdem können 
die Lohnanstiege in Kombination mit den Einkommensgrenzen dazu führen, dass 
Wohngeldempfänger aus der Förderung herauswachsen. Hinzu kommen die deutlich 
teureren Erst- und Wiedervermietungsmieten, die in den fixierten Parametern der 
Wohngeldformel nur unzureichend berücksichtigt sind. Daher ist eine grundlegende 
Neuordnung des Wohngeldes aus Sicht des vzbv wichtiger als eine pauschale Anpas-
sung der Wohngeldformel alle paar Jahre.  

Das Wohngeld als Rechtsanspruch für Verbraucher muss die realen Verhältnisse der 
Betroffenen widerspiegeln. Dies kann nur mit einer Dynamisierung der Parameter zur 
Berechnung des Wohngeldes erreicht werden, so wie es von zahlreichen Verbänden 
seit Jahren gefordert wird. Andernfalls könnten die positiven Anreize des Zuschusses 
mit der Funktion als vorrangiges Sicherungssystem schon nach kurzer Zeit obsolet 
werden.  

Die pauschale Einpreisung der Energiekosten in den Mietzuschuss führt ebenfalls zur 
Benachteiligung einzelner Empfängergruppen. Weder hat der Wohngeldbezieher Ein-
fluss auf das energetische Niveau seiner Wohnung noch auf die Art des Energieträ-
gers. Die Reform sollte daher die unterschiedlichen Preise der Energieträger berück-
sichtigen. 

Außerdem sollten Wohngeldempfänger bei Mietpreissteigerungen durch energetische 
Sanierungsmaßnahmen unterstützt werden. Die Finanzierung der Modernisierungsum-
lage ist für viele Geringverdiener nicht bezahlbar und führt daher zur Verdrängung der 
Mieter. Da bezahlbarer Ersatzwohnraum in Ballungsgebieten kaum zur Verfügung 
steht, muss das Gesetz auch hier die Realitäten am Wohnungsmarkt widerspiegeln. 

___________________________________________________________________________________________ 

3 Vgl.: tageschau.de: So viel Geld geht für die Miete drauf, 2019, https://www.tagesschau.de/wirtschaft/neubau-mieten-
einkommen-101.html. 1.2.2019. 

4 Vgl. Deutscher Caritasverband: Stärkung des Wohngelds als vorrangiges Sicherungssystem, 2018, https://www.cari-
tas.de/cms/contents/caritas.de/medien/dokumente/stellungnahmen/fachpolitischer-impu/nc19_wohn-
geld.pdf?d=a&f=pdf, 1.2.2019 und Deutschen Mieterbund: 592.000 Haushalte in Deutschland erhalten Wohngeld, 
2018, https://www.mieterbund.de/presse/pressemeldung-detailansicht/article/45968-592000-haushalte-in-deutschland-
erhalten-wohngeld.html, 1.2.2019. 

https://www.tagesschau.de/wirtschaft/neubau-mieten-einkommen-101.html
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/neubau-mieten-einkommen-101.html
https://www.caritas.de/cms/contents/caritas.de/medien/dokumente/stellungnahmen/fachpolitischer-impu/nc19_wohngeld.pdf?d=a&f=pdf
https://www.caritas.de/cms/contents/caritas.de/medien/dokumente/stellungnahmen/fachpolitischer-impu/nc19_wohngeld.pdf?d=a&f=pdf
https://www.caritas.de/cms/contents/caritas.de/medien/dokumente/stellungnahmen/fachpolitischer-impu/nc19_wohngeld.pdf?d=a&f=pdf
https://www.mieterbund.de/presse/pressemeldung-detailansicht/article/45968-592000-haushalte-in-deutschland-erhalten-wohngeld.html
https://www.mieterbund.de/presse/pressemeldung-detailansicht/article/45968-592000-haushalte-in-deutschland-erhalten-wohngeld.html
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III. DIE FORDERUNGEN IM EINZELNEN 
1. DYNAMISIERUNG DER MIETHÖCHSTBETRÄGE, EINKOMMENSGRENZEN UND 
WOHNGELDLEISTUNGEN 
Der vzbv begrüßt grundsätzlich die Änderung des § 39 Wohngeldgesetzes (WoGG), 
wonach der Anpassungsbedarf des Wohngeldes regelmäßig überprüft und bei Bedarf 
zeitnah umgesetzt werden soll. Allerdings inkludiert dies keine jährliche Anpassung, 
wie dies bei anderen Leistungen wie z. B. nach Sozialgesetzbuch (SGB) II der Fall ist. 
In der Praxis sind die betroffenen Wohngeldempfänger vom sog. „Drehtüreffekt“ be-
droht, d. h. bei steigenden Mieten wechseln viele Wohngeldhaushalte mit niedrigeren 
Einkommen in die Grundsicherung nach SGB II und XII. Denn oft ist der Grundsiche-
rungsanspruch aufgrund der jährlichen Regelsatzerhöhungen höher als der bisherige 
Wohngeldanspruch. Dadurch steigt zum einen der Verwaltungsaufwand für Behörden 
und Betroffene. Zum anderen kann sich der Wechsel zwischen den Systemen negativ 
auf die Erwerbsbereitschaft und das verfügbare Haushaltseinkommen auswirken. Um 
dies zu vermeiden müssen Miethöchstbeträge, Einkommensgrenzen und Wohngeld-
leistungen jährlich automatisch angepasst, d. h. dynamisiert werden. 

VZBV-POSITION 
Der vzbv fordert die Einführung einer dynamischen Indexierung von Miethöchstbe-
trägen, Einkommensgrenzen und Wohngeldleistungen. Dies kann z.B. anhand von 
Verbraucherpreisindizes erfolgen. Der Index kann und sollte jährlich überprüft und 
im Rahmen der realen Entwicklungen von Brutto- und Realeinkommen angepasst 
werden. Nur so kann verhindert werden, dass aufgrund sich ändernder Mieten und 
Einkommen den Wohngeldberechtigen die Leistungen entzogen oder gemindert 
werden und sich dadurch die Anzahl der Berechtigten z.T. drastisch reduziert.  

2. AUSRICHTUNG DER MIETENSTUFEN AN DER VERGLEICHSMIETE 
Die Anhebung der Miethöchstbeträge in allen Mietstufen wird vom vzbv begrüßt, weil 
damit dem starken Anstieg der Mieten in vielen Städten und Gemeinden Rechnung ge-
tragen wird. Außerdem unterstützt der vzbv die Einführung der Mietenstufe VII, womit 
Verbraucher in Gemeinden mit sehr hohen Mieten besser vor Verdrängung geschützt 
werden sollen. 

Allerdings bilden die Mietenstufen der Wohngeldtabelle die tatsächlich zu zahlenden 
Mieten nicht realistisch ab, da zum einen die Empfänger nur festlegte Höchstbeträge 
für ihre entsprechende Mietbelastung angeben können. Zum anderen wird als Berech-
nungsgrundlage der Mietstufen das Mietniveau der Wohngeldempfänger herangezo-
gen, welches die tatsächliche Mietpreisentwicklung vor Ort nur eingeschränkt wieder-
gibt. Dadurch kann die individuelle Wohnkostenbelastung auch in den jeweiligen 
Mietstufen stark variieren. Eine Koppelung an die ortsübliche Vergleichsmiete, welche 
regelmäßig angepasst wird, wäre hier wesentlich sachgerechter. 
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VZBV-POSITION 
Der vzbv fordert die Ausrichtung der Mietstufen an der ortsüblichen Vergleichsmiete, 
um die Mietpreise einzelner Städte und Gemeinden realistischer abzubilden. Die Zu-
ordnung einer Stadt oder Gemeinde zu einer Mietenstufe sollte aufgrund der Höhe 
der ortsüblichen Vergleichsmiete erfolgen. 

3. EINFÜHRUNG EINER DYNAMISCHEN HEIZ- UND STROMKOSTENKOMPO-
NENTE 
Die im Referentenentwurf enthaltene Erhöhung des Wohngeldleistungsniveaus zur 
pauschalen Berücksichtigung der Heiz- und Stromkosten greift zu kurz, da die Energie-
kosten nicht transparent abgebildet werden. Des Weiteren ist der Verweis auf den Ver-
braucherpreisindex nicht ausreichend differenziert, wonach die warmen Nebenkosten 
ohne Strom seit 2015 nicht gestiegen sein sollen. Diese Pauschalisierung ist aus Sicht 
des vzbv unzulässig, da die Höhe der Energiekosten wesentlich vom energetischen Ni-
veau des Gebäudes sowie vom Preis des jeweiligen Energieträgers abhängt. Zum Bei-
spiel sind die Heizkosten 2017 bei einer Versorgung mit Heizöl gestiegen, während es 
bei Versorgung mit Fernwärme- und Erdgas zu Preisreduzierungen gekommen ist5. 
Diese Diskrepanzen werden im Referentenentwurf nicht abgebildet. Außerdem werden 
die durchschnittlichen Stromkosten, die seit 2015 gestiegen sind6, nicht transparent 
aufgeführt. Der vzbv plädiert daher dafür, im Rahmen der Anpassung des Wohngeldes 
eine Komponente für Heiz- und Stromkosten einzuführen. 

VZBV-POSITION 
Der vzbv fordert die Heiz- und Stromkosten separat in der Berechnung der Wohn-
geldformel als eigene Parameter im WoGStärkG aufzuführen. Diese Parameter kön-
nen z.B. in Form eines Index abgebildet werden, der sich an den jährlichen Entwick-
lungen der Heiz- und Stromkosten orientiert. Darüber hinaus sollten im Rahmen des 
Index den verschiedenen Energieträgern Rechnung getragen werden.  

4. EINFÜHRUNG EINER KLIMAKOMPONENTE IM RAHMEN ENERGETISCHER SA-
NIERUNGEN 
Es ist aus Sicht des vzbv nicht nachvollziehbar, wieso bei der Reform des Wohngeldes 
die erhöhten Mietkosten im Rahmen einer energetischen Sanierung nicht berücksichtigt 
werden. Nicht nur aus sozialpolitischer Sicht, sondern auch für die Akzeptanz von ener-
getischen Sanierungen ist es verheerend, wenn Wohngeldempfänger aufgrund von 
Mieterhöhungen im Rahmen solcher Sanierungen aus ihren Wohnungen gedrängt wer-
den. Durch die Einführung einer sog. „Klimakomponente“ könnte dem entgegengewirkt 
werden. Diese Komponente sollte unabhängig vom Energiestandard an der Höhe der 
Modernisierungsumlage ausgerichtet werden, da Mieter keinen Einfluss auf das ener-
getische Niveau der Sanierung haben und über die Umlage auch andere Kosten (z.B. 

___________________________________________________________________________________________ 

5 Vgl. Deutscher Mieterbund: Heizspiegel 2018, 2018, https://www.mieterbund.de/service/heizspiegel.html, 29.1.2019. 
6 Vgl. Statista: Durchschnittliche monatliche Stromrechnung in Deutschland bis 2018, 2018, https://de.statista.com/sta-

tistik/daten/studie/5670/umfrage/durchschnittliche-monatliche-stromrechnung-seit-1998/, 29.1.2019. 

https://www.mieterbund.de/service/heizspiegel.html
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/5670/umfrage/durchschnittliche-monatliche-stromrechnung-seit-1998/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/5670/umfrage/durchschnittliche-monatliche-stromrechnung-seit-1998/
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Balkon oder Aufzug) finanziert werden. Zur Klimakomponente gibt es eine Machbar-
keits- und Umsetzungsstudie des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR)7 aus dem Jahr 2017. Obwohl die Umsetzung die Komponente aufgrund einer 
höheren Anreiz- und Empfängerwirkung in der Studie ausdrücklich empfohlen wird, 
greift die Bundesregierung diese wichtige Erweiterung zur Anpassung des Wohngeldes 
nicht auf.  

VZBV-POSITION 
Der vzbv fordert, dass die durch energetische Sanierungen bedingten Mietpreisstei-
gerungen im Rahmen einer „Klimakomponente“ berücksichtigt werden. Die Kompo-
nente sollte unabhängig vom Energiestandard an der Höhe der Modernisierungsum-
lage ausgerichtet werden. 

___________________________________________________________________________________________ 

7 Vgl. BBSR-Online-Publikation Nr. 05/2017: Machbarkeits- und Umsetzungsstudie für eine Klimakomponente im Wohn-
geld, 2017, https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/BBSROnline/2017/bbsr-online-05-2017-
dl.pdf?__blob=publicationFile&v=2, 2017, 29.1.2019. 

https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/BBSROnline/2017/bbsr-online-05-2017-dl.pdf?__blob=publicationFile&v=2, 2017
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/BBSROnline/2017/bbsr-online-05-2017-dl.pdf?__blob=publicationFile&v=2, 2017
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir bedanken uns für die Möglichkeit, zum Referentenentwurf eines Gesetzes 

zur Stärkung des Wohngeldes Stellung nehmen zu können. 

 

Grundsätzlich begrüßen wir die Umsetzung des folgenden Ziels des Koalitions-

vertrages zwischen CDU, CSU und SPD: „Wir wollen eine Anpassung des Wohn-

geldes an die jeweiligen allgemeinen und individuellen Lebensbedingungen 

vornehmen.“ Das Wohngeld stellt aus unserer Sicht ein sinnvolles Instrument 

dar, auch Menschen mit geringem Einkommen das Wohnen in angespannten 

Wohnungsmärkten zu ermöglichen und so für eine gute soziale Mischung und 

Teilhabe zu sorgen. Die Anpassung des Wohngeldes an die Bestandsmieten- 

und Einkommensentwicklung ist daher eine logische und richtige Konsequenz. 

Wir begrüßen darüber hinaus Maßnahmen, das Antragsverfahren zu entbüro-

kratisieren und zu vereinheitlichen. Auch eine Ausweitung der Anspruchs- 

berechtigten sollte in Betracht gezogen werden. 

 

 

Unter Punkt 6 der Empfehlungen des Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats 

beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie zur Sozialen Wohnungs- 

politik, vom 17. Juli 2018, heißt es: 

 

„Das adäquate Mittel für die Versorgung von Angehörigen der unteren Einkom-

mensgruppen und großer Familien mit angemessenem Wohnraum zu tragbaren 

Kosten ist das Wohngeld. In der Vergangenheit krankte dieses Instrument an 

einer hohen Quote der Nichtinanspruchnahme. Dieses Problem sollte durch eine 

Reihe von Reformen gelöst werden: 

 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 

Krausenstraße 17-18 

10117 Berlin 

 

- per Email an SWII4@bmi.bund.de - 

           Berlin, den 08. Februar 2019 
 
Betreff: Gesetz zur Stärkung des Wohngeldes (WoGStärkG) 
Hier: Einleitung der Verbändeanhörung 
 

mailto:SWII4@bmi.bund.de


 

 

Klaus-Peter Hesse 

Sprecher der Geschäftsführung 

(a) Die Höhe des Wohngelds sowie die Grenzen für die anrechenbare Miethöhe 

sollten angehoben und regelmäßig aktualisiert werden. 

(b) Überschneidungen mit anderen Unterstützungsprogrammen sollten entzerrt 

und die dabei zugrunde liegenden Einkommensbegriffe vereinheitlicht werden. 

Zielführend wäre auch die Bündelung der Zuständigkeiten in einer einzigen  

Behörde. 

(c) Dabei sollten die Transferentzugsraten unter Berücksichtigung aller Unter-

stützungssysteme so begrenzt werden, dass sich das Arbeiten auch im Niedrig-

lohnbereich noch lohnt.“ 

 

Die Gutachten des Ministeriums identifizieren damit das Wohngeld als zentrales 

Werkzeug, sozialen Verwerfungen in angespannten Wohnungsmärkten zu  

begegnen. Eine Stärkung der Subjektförderung und eine damit einhergehende 

Vereinheitlichung und Entbürokratisierung stärken einerseits den Teilhabeaspekt 

und setzen andererseits Kapazitäten für weitere, wirkungsvolle Maßnahmen frei, 

Wohnraummangel zu bekämpfen. 

 

Des Weiteren verweisen wir auf unsere Stellungnahme zum Wohngeld- und  

Mietenbericht 2018 vom 18. Januar 2018. 

 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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